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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Umweltausschusses 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung europarechtlicher Vorschrif-
ten in Landesrecht (Vogelschutz-Richtlinie, FFH-Richtlinie, UVP-
Änderungsrichtlinie, IVU-Richtlinie und Zoo-Richtlinie) - Landes-
artikelgesetz - 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 15/1950 

 

 

Der Landtag hat den Entwurf des Landes-Artikelgesetzes durch Plenarbeschluss 
vom 20. Juni 2002 federführend dem Umweltausschuss und mitberatend dem Wirt-
schaftsausschuss, dem Innen- und Rechtsausschuss und dem Agrarausschuss ü-
berwiesen. 

Der beteiligte Wirtschaftsausschuss empfiehlt die Annahme des Gesetzentwurfs in 
geänderter Fassung. 

Der federführende Umweltausschuss hat den Gesetzentwurf in vier Sitzungen, zu-
letzt am 23. April 2003, beraten und empfiehlt dem Landtag mit den Stimmen von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen von CDU und FDP, den 
Gesetzentwurf in der Fassung der rechten Spalte der nachstehenden Gegenüber-
stellung anzunehmen. Änderungen gegenüber der Regierungsvorlage sind durch 
Fettdruck kenntlich gemacht. 

Der beteiligte Innen- und Rechtsausschuss und der beteiligte Agrarausschuss 
schließen sich diesem Votum an. 

 

 
Frauke Tengler 
Vorsitzende 
 



Drucksache 15/2633 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode 

 

 - 2 - 

Gesetz zur Umsetzung europarechtlicher Vorschrif-
ten in Landesrecht (Vogelschutz-Richtlinie, FFH-

Richtlinie, UVP-Änderungsrichtlinie, IVU-Richtlinie 
und Zoo-Richtlinie) – Landes-Artikelgesetz –*1 

 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag 

   

Inhaltsübersicht  Inhaltsübersicht 

Artikel 1:  Änderung des Landesnatur-
schutzgesetzes 

  unverändert 

Artikel 2:  Landes-UVP-Gesetz   

Artikel 3:  Änderung des Landeswasserge-
setzes 

  

Artikel 4:  Änderung des Straßen- und We-
gegesetzes des Landes Schles-
wig-Holstein 

  

Artikel 5:  Änderung des Landeseisenbahn-
gesetzes 

  

Artikel 6:  Änderung des Landeswaldgeset-
zes 

  

Artikel 7:  Bekanntmachung des geltenden 
Wortlauts 

  

Artikel 8:  In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Tre-
ten 

  

   

                                            
1 Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien: 
1.  Richtlinie 1999/22/EG vom 29. März 1999 über die Haltung von Wildtieren in Zoos, Abl. EG Nr. L 94, 

S. 24, 
2.  Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 zur Änderung der Richtlinie 85/337/EWG über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten, Abl. EG Nr. L 73, S. 
5, 

3.  Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 26.September 1996 über die integrierte Vermeidung und Vermin-
derung der Umweltverschmutzung, Abl. EG Nr. L 257, S. 26, 

4.  Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie 
der wildlebenden Tiere und Pflanzen Abl. EG Nr. L 206, S. 7, 

5.  Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be-
stimmten öffentlichen und privaten Projekten, Abl. EG Nr. L 175, S. 40, 

6.  Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten, 
Abl. EG Nr. L 103, S. 1. 
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Artikel 1 
Änderung des Landesnatur-

schutzgesetzes 

 
Artikel 1 

Änderung des Landesnatur-
schutzgesetzes 

Das Landesnaturschutzgesetz vom 16. Juni 
1993 (GVOBl. Schl.-H. S. 215), Zuständig-
keiten angepasst durch Verordnung vom 16. 
Juni 1998 (GVOBl. Schl.-H. S. 210), wird wie 
folgt geändert: 

 Das Landesnaturschutzgesetz vom 16. Juni 
1993 (GVOBl. Schl.-H. S. 215), Zuständig-
keiten angepasst durch Verordnung vom 16. 
Juni 1998 (GVOBl. Schl.-H. S. 210), wird wie 
folgt geändert: 

   

1. § 1 wird wie folgt geändert:  1. § 1 wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

  „(1) Natur und Landschaft sind auf-
grund ihres eigenen Wertes und 
als Lebensgrundlagen des Men-
schen auch in Verantwortung für 
die künftigen Generationen im be-
siedelten und unbesiedelten Be-
reich so zu schützen, zu pflegen, 
zu entwickeln und, soweit erforder-
lich, wiederherzustellen, dass 

  1. die Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts, 

  2. die Regenerationsfähigkeit und 
nachhaltige Nutzungsfähigkeit 
der Naturgüter, 

  3. die Tier- und Pflanzenwelt ein-
schließlich ihrer Lebensstätten 
und Lebensräume sowie 

  4. die Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit sowie der Erho-
lungswert von Natur und Land-
schaft  

  auf Dauer gesichert sind (Ziele des 
Naturschutzes und der Land-
schaftspflege).“ 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

  aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 
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 „(2) Die Ziele des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege 
sind insbesondere nach Maß-
gabe der Grundsätze in § 2 Abs. 
1 Nr. 1 bis 15 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie folgen-
der Grundsätze zu verwirkli-
chen, soweit es im Einzelfall zur 
Verwirklichung erforderlich, 
möglich und unter Abwägung 
aller sich aus den Zielen nach 
Absatz 1 ergebenden Anforde-
rungen untereinander und ge-
gen die sonstigen Anforderun-
gen der Allgemeinheit an Natur 
und Landschaft angemessen 
ist:“ 

aa) In Nummer 11 wird folgender Satz 
angefügt: 

 bb)  unverändert 

„Sie tragen auch zur Verbesse-
rung der Kohärenz des Europäi-
schen ökologischen Netzes „Natu-
ra 2000“ nach § 20 a bei.“ 

  

  cc) Nummer 13 erhält folgende Fas-
sung: 

  „13. Auf mindestens 15 % der 
Landesfläche ist unter Ein-
schluss des landesweiten 
Biotopverbunds ein Vor-
rang für den Naturschutz 
(vorrangige Flächen für 
den Naturschutz) zu be-
gründen. Die Gemeinden 
haben bei ihren Planungen 
im Rahmen überörtlicher 
Abstimmung sicherzustel-
len, dass dafür die geeig-
neten Flächen des Ge-
meindegebiets vorgesehen 
werden und das Biotop-
verbundsystem verwirk-
licht werden kann.“ 

bb) In Nummer 17 Satz 1 wird der 
Klammerzusatz wie folgt gefasst: 

 dd)  unverändert 

„(z. B. Knicklandschaften, Guts-
landschaften oder halboffene 
Weidelandschaften)“ 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:  c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
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Folgender Satz wird angefügt:  

„Bei Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege ist die be-
sondere Bedeutung der Land-, Forst- 
und Fischereiwirtschaft für die Erhal-
tung der Kultur- und Erholungsland-
schaft zu berücksichtigen.“ 

 

„(3) Die Errichtung des Europäi-
schen ökologischen Netzes „Natu-
ra 2000“ ist zu fördern. Sein Zu-
sammenhalt ist zu wahren und, 
auch durch die Pflege und Ent-
wicklung eines Biotopverbunds, zu 
verbessern. Der Erhaltungszustand 
der Biotope von gemeinschaftli-
chem Interesse, insbesondere der 
dem Netz „Natura 2000“ angehö-
renden Gebiete, der Arten von ge-
meinschaftlichem Interesse und 
der europäischen Vogelarten ist zu 
überwachen. Die besonderen 
Funktionen der Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung und 
der Europäischen Vogelschutzge-
biete innerhalb des Netzes „Natura 
2000“ sind zu erhalten und bei un-
vermeidbaren Beeinträchtigungen, 
soweit wie möglich, wiederherzu-
stellen.“ 

   

2. § 2 wird wie folgt geändert:  2. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

Absatz 2 erhält folgende Fassung:   

„Die Naturschutzbehörden sollen prüfen, 
ob bei Maßnahmen zur Durchführung der 
im Rahmen dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften der Zweck auch durch 
vertragliche Vereinbarungen erreicht 
werden kann. Darüber hinaus soll der Ei-
gentümerin oder dem Eigentümer oder 
den Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken die eigenverantwortliche Verwirkli-
chung von Maßnahmen des Naturschut-
zes ermöglicht werden, insbesondere 
durch Beratung oder Angebote zum An-
kauf; die hoheitlichen Befugnisse der Na-
turschutzbehörde bleiben unberührt.“ 

  unverändert 

   

  3. In § 3 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

  „Zur Umsetzung der europarechtli-
chen Vorgaben sowie zur Verwirkli-
chung der Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes sind die wissenschaft-
liche Forschung und Umweltbeobach-
tung im Sinne des § 12 Abs. 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes zu unter-
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stützen und zu fördern. Dies gilt ent-
sprechend für die Aus- und Fortbil-
dung und die Öffentlichkeitsarbeit im 
Bereich des Naturschutzes. Das Ver-
antwortungsbewusstsein für ein pfleg-
liches Verhalten gegenüber Natur und 
Landschaft und für einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit den Naturgü-
tern soll gefördert werden.“ 

   

  4. § 3 a wird wie folgt geändert: 

  a)  In Absatz 1 Satz 2 werden nach 
dem Wort „Naturschutzes“ die 
Worte „sowie der Erholung“ einge-
fügt. 

  b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

  „Für den Naturschutz besonders 
wertvolle Grundflächen sollen, so-
weit angemessen, in ihrer ökologi-
schen Beschaffenheit nicht 
nachteilig verändert werden. Die 
Erfüllung einer bestehenden oder 
in öffentlich-rechtlichen Plänen 
rechtsverbindlich festgelegten 
künftigen Zweckbestimmung bleibt 
unberührt.“ 

   

  5.  Es wird folgender § 3 b eingefügt: 

  
„§ 3 b 

Land-, Forst- und Fischerei-
wirtschaft 

  (1) Bei Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege ist die be-
sondere Bedeutung einer natur- und 
landschaftsverträglichen Land-, Forst- 
und Fischereiwirtschaft für die Erhal-
tung der Kultur- und Erholungsland-
schaft zu berücksichtigen. 

  (2) Der Ausgleich von Nutzungsbe-
schränkungen aufgrund dieses Geset-
zes bestimmt sich nach den §§ 42 und 
43. 

  (3) Die oberste Naturschutzbehörde 
setzt regionale Mindestdichten von zur 
Vernetzung von Biotopen erforderli-
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chen linearen und punktförmigen E-
lementen (Saumstrukturen, Trittstein-
biotope) nach Beteiligung der Ge-
meinden und der Verbände aus Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft sowie 
der Verbände nach § 59 des Bundes-
naturschutzgesetzes und § 51 dieses 
Gesetzes fest, gibt sie im Amtsblatt für 
Schleswig-Holstein bekannt und 
schreibt sie bei Bedarf fort. Zu den li-
nearen und punktförmigen Lebens-
räumen und Landschaftselementen 
gehören insbesondere: 

  1.  Knicks, Alleen und landschaftsbe-
stimmende Einzelbäume; 

  2.  naturnahe Feldgehölze, Waldmän-
tel, Kratts, unbewirtschaftete Na-
turwaldzellen, Vorrangflächen und 
Waldbiotope nach Landeswaldge-
setz; 

  3.  Gewässerränder und Feldraine, 

  4. Mergelkuhlen, Tümpel, Weiher und 
andere stehende Kleingewässer. 

  Bei der Unterschreitung von festgeleg-
ten Mindestdichten soll darauf hinge-
wirkt werden, dass insbesondere die 
in Landschaftsplänen vorgesehenen 
Maßnahmen ergriffen werden. 

 (4) Die Landwirtschaft hat neben den 
Anforderungen, die sich aus den für 
die Landwirtschaft geltenden Vor-
schriften und § 17 Abs. 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes ergeben, insbe-
sondere die folgenden Grundsätze der 
guten fachlichen Praxis zu beachten: 

  1. Bei der landwirtschaftlichen Nut-
zung muss die Bewirtschaftung 
standortangepasst erfolgen und 
die nachhaltige Bodenfruchtbarkeit 
und langfristige Nutzbarkeit der 
Flächen gewährleistet werden, 

  2. vermeidbare Beeinträchtigungen 
von Biotopen sind zu unterlassen, 

  3. die zur Vernetzung von Biotopen 
erforderlichen Landschaftselemen-
te sind zu erhalten und nach Mög-
lichkeit zu vermehren, 
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  4. die Tierhaltung hat in einem aus-
gewogenen Verhältnis zum Pflan-
zenbau nach Maßgabe des Fach-
rechts zu stehen und schädliche 
Umwelteinwirkungen zu vermei-
den, 

  5. auf erosionsgefährdeten Hängen, 
in Überschwemmungsgebieten, auf 
Standorten mit hohem Grundwas-
serstand sowie auf Moorstandor-
ten ist ein Grünlandumbruch zu 
unterlassen, 

  6. die natürliche Ausstattung der 
Nutzfläche (Boden, Wasser, Flora, 
Fauna) darf nicht über das zur Er-
zielung eines nachhaltigen Ertra-
ges erforderliche Maß hinaus be-
einträchtigt werden, 

  7. eine schlagspezifische Dokumen-
tation über den Einsatz von Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln ist nach 
Maßgabe des landwirtschaftlichen 
Fachrechts zu führen. 

  (5) Das Ministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Landwirtschaft kann durch 
Verordnung die Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis nach Absatz 4 Nr. 2, 
3 und 5 näher konkretisieren.“ 

   

  6.  Es wird folgender § 3c eingefügt: 

  
„§ 3 c 

Begriffsbestimmungen 

  „Die Begriffsbestimmungen des § 10 
Abs. 1 bis 5 des Bundesnaturschutz-
gesetzes finden Anwendung.“ 

   

  7. § 4 wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz 2 werden nach dem Wort 
„Umweltverträglichkeit“ die Worte 
„und der Verträglichkeit im Sinne 
des § 20 e“ eingefügt: 

  b) Es werden folgende Absätze ange-
fügt: 
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  „(4) Bei der Aufstellung der Pro-
gramme und Pläne nach den §§ 4a 
bis 6 ist darauf Rücksicht zu neh-
men, dass die Verwirklichung der 
Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspfle-
ge in benachbarten Ländern und 
im Bundesgebiet in seiner Ge-
samtheit sowie die Belange des 
Naturschutzes und der Land-
schaftspflege in benachbarten 
Staaten nicht erschwert werden. 

  (5) Ist aufgrund der natürlichen 
Gegebenheiten eine die Grenze 
des Landes überschreitende Pla-
nung erforderlich, sind mit den be-
nachbarten Ländern bei der Erstel-
lung der Programme und Pläne 
nach den §§ 4a bis 6 die Erforder-
nisse und Maßnahmen für die 
betreffenden Gebiete zu vereinba-
ren.“ 

   

3. § 4 a Abs.1 Satz 1 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

 8.  § 4 a wird wie folgt geändert: 

 a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung: „Die überörtlichen Erfordernisse und 
Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele 
des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege auf Landesebene werden von der 
obersten Naturschutzbehörde in einem 
Landschaftsprogramm dargestellt. Dabei 
sind die Ziele der Raumordnung zu be-
achten; die Grundsätze und sonstigen Er-
fordernisse der Raumordnung sind zu be-
rücksichtigen.“ 

 (1) Die überörtlichen Erfordernisse 
und Maßnahmen zur Verwirkli-
chung der Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege auf 
Landesebene werden von der o-
bersten Naturschutzbehörde in ei-
nem Landschaftsprogramm darge-
stellt. Dabei sind die Ziele der 
Raumordnung zu beachten; die 
Grundsätze und sonstigen Erfor-
dernisse der Raumordnung sind zu 
berücksichtigen. Das Landschafts-
programm soll auch Aussagen ü-
ber die organisatorischen, finan-
ziellen und zeitlichen Erfordernisse 
und Auswirkungen enthalten. Bei 
der Aufstellung sind die betroffe-
nen Träger öffentlicher Belange 
und die nach § 59 des Bundesna-
turschutzgesetzes sowie § 51 die-
ses Gesetzes anerkannten Natur-
schutzvereine sowie der Landes-
sportverband Schleswig-Holstein 
e.V. zu beteiligen.“ 
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  b) Absatz 4 wird gestrichen. 

 c) Absatz 5 wird Absatz 4. 

   

4. § 5 Abs. 1 Satz 1 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

 9. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„Die überörtlichen Erfordernisse und 
Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele 
des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege werden für die Planungsräume der 
Regionalpläne von der obersten Natur-
schutzbehörde in Landschaftsrahmen-
plänen dargestellt. Dabei sind die Ziele 
der Raumordnung zu beachten; die 
Grundsätze und sonstigen Erfordernisse 
der Raumordnung sind zu berücksichti-
gen.“ 

 „(1) Die überörtlichen Erfordernisse und 
Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele 
des Naturschutzes werden für die Pla-
nungsräume der Regionalpläne von der 
obersten Naturschutzbehörde unter Be-
achtung der Grundsätze und Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung in 
Landschaftsrahmenplänen dargestellt. 
Dabei sind die Ziele der Raumordnung zu 
beachten; die Grundsätze und sonstigen 
Erfordernisse der Raumordnung sind zu 
berücksichtigen. Bei der Aufstellung 
sind insbesondere die unteren Natur-
schutzbehörden, die Kreise und Ge-
meinden sowie die sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie die nach 
§ 59 des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie § 51 dieses Gesetzes anerkann-
ten Naturschutzvereine sowie der 
Landessportverband Schleswig-
Holstein e.V. zu beteiligen.“ 

   

5. § 6 wird wie folgt geändert:  10. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt geän-
dert: 

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

Die Worte „oberste Naturschutzbe-
hörde“ werden durch die Worte „unte-
re Naturschutzbehörde“ ersetzt. 

 aa) In Satz 2 wird das Wort „Land-
schaftsplan“ durch die Worte 
„Landschafts- oder Grünord-
nungsplan“ ersetzt. 

  bb) Satz 4 erhält folgende Fassung: 

  „Auf Antrag einer Gemeinde 
kann die untere Naturschutzbe-
hörde im Einzelfall Ausnahmen 
von der Verpflichtung zur Auf-
stellung eines Landschafts- o-
der Grünordnungsplanes zu-
lassen, soweit die vorherr-
schende Nutzung den Zielen 
und Grundsätzen des Natur-
schutzes und der Landschafts-
pflege entspricht und dies pla-
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nungsrechtlich gesichert ist.“ 

  b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

  „(2) Die Gemeinde beteiligt bei der 
Aufstellung der Landschafts- und 
Grünordnungspläne die betroffe-
nen Träger öffentlicher Belange, 
die nach § 59 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie § 51 dieses 
Gesetzes anerkannten Natur-
schutzvereine sowie den Landes-
sportverband Schleswig-Holstein 
e.V., die auf örtlicher Ebene tätigen 
Naturschutzvereine und die Öffent-
lichkeit.“ 

b) Absatz 4 Satz 2 bis 4 wird wie folgt 
gefasst: 

 c)  unverändert 

  

  

„Die zur Übernahme geeigneten In-
halte der Landschafts- und Grünord-
nungspläne sind nach Maßgabe des 
§ 1 Abs. 6 des Baugesetzbuchs und 
des § 4 Abs. 2 und 3 als Darstellun-
gen oder Festsetzungen in die Bau-
leitpläne zu übernehmen. Abwei-
chungen eines Flächennutzungsplans 
vom Landschaftsplan bedürfen der 
Genehmigung der für die Genehmi-
gung des Plans zuständigen Behörde 
im Benehmen mit der Naturschutzbe-
hörde gleicher Verwaltungsebene. 
Die nach diesem Gesetz oder durch 
Verordnung oder Satzung nach dem 
IV. Abschnitt dieses Gesetzes ge-
schützten Bereiche sind nachrichtlich 
in die Bauleitpläne zu übernehmen.“ 

  

  d) In Absatz 5 wird folgender Satz an-
gefügt: 

  „Dies ist dann der Fall, wenn we-
sentliche Änderungen der Land-
schaft vorgesehen oder zu erwar-
ten sind, es sei denn, die Änderung 
wird durch eine Fachplanung mit 
landschaftspflegerischem Begleit-
plan ausgelöst.“ 

   

  11. § 6 a Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt geän-
dert: 

  a)  In Buchstabe a werden die Worte 
„einschließlich des Netzes „Natura 
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2000““, angefügt. 

  b)  In Buchstabe b werden die Worte 
„sowie der Mindestdichten von zur 
Vernetzung von Biotopen erforder-
lichen linearen und punktförmigen 
Elementen“ angefügt. 

   

6. § 7 wird wie folgt geändert:  12. § 7 wird wie folgt geändert: 

  a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Eingriffe in Natur und Land-
schaft (Eingriffe in die Natur) im 
Sinne dieses Gesetzes sind Verän-
derungen der Gestalt oder Nutzung 
von Grundflächen oder Verände-
rungen des mit der belebten Bo-
denschicht in Verbindung stehen-
den Grundwasserspiegels, die die 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushalts oder das 
Landschaftsbild erheblich beein-
trächtigen können.“ 

 b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: a) In Absatz 2 wird in Nummer 10 der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und 
folgende Nummer 11 angefügt:  aa) In Nummer 8 werden nach dem 

Wort „Parkanlagen“ die Worte 
„ortsbildprägenden oder“ ein-
gefügt. 

  bb) Nummer 9 erhält folgende Fas-
sung: 

  „9. die erstmalige und nicht nur 
unerhebliche Veränderung 
der Entwässerung von Ü-
berschwemmungswiesen, 
feuchten Wiesen und Wei-
den, Streuwiesen und 
Sumpfdotterblumenwiesen 
(sonstige Feuchtgebiete), 
der Grünlandumbruch auf 
erosionsgefährdeten Hän-
gen, in Überschwemmungs-
gebieten, auf Standorten mit 
hohem Grundwasserstand 
sowie auf Moorstandorten,“ 

  cc) In Nummer 10 wird der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und 
folgende Nummern 11 und 12 
werden angefügt: 
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„11.Projekte zur Verwendung von Öd-
land oder naturnahen Flächen zu 
intensiver Landwirtschaftsnut-
zung.“ 

 „11. Projekte zur Verwendung 
von Ödland oder naturnahen 
Flächen zu intensiver Land-
wirtschaftsnutzung, 

  12. die Beseitigung der bioto-
penaturnahen Feldgehölze, 
Waldmäntel, Kratts, unbe-
wirtschaftete Naturwaldzel-
len, Waldbiotope nach Lan-
deswaldgesetz, der Feldrai-
ne, Gewässerränder und 
Mergelkuhlen.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:  c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die land-, forst- und fischereiwirt-
schaftliche Bodennutzung ist nicht als 
Eingriff anzusehen, soweit dabei die 
Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege 
berücksichtigt werden. Die den Vor-
schriften des Rechts der Land- und 
Forstwirtschaft einschließlich des 
Rechts der Binnenfischerei und § 17 
Abs. 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes entsprechende 
gute fachliche Praxis bei der land-, 
forst- und fischereiwirtschaftlichen 
Bodennutzung widerspricht in der 
Regel nicht den in Satz 1 genannten 
Zielen und Grundsätzen. Nicht als 
Eingriff gilt auch die Wiederaufnahme 
einer land-, forst- und fischereiwirt-
schaftlichen Bodennutzung, die auf-
grund vertraglicher Vereinbarungen 
zeitweise eingeschränkt oder 
unterbrochen worden war.“ 

 „Die land-, forst- und fischereiwirt-
schaftliche Bodennutzung ist nicht als 
Eingriff anzusehen, soweit dabei die 
Ziele und Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege 
berücksichtigt werden. Die den in 
§ 3 b genannten Anforderungen 
sowie den Vorschriften des Rechts 
der Land- und Forstwirtschaft ein-
schließlich des Rechts der Binnenfi-
scherei und § 17 Abs. 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes entsprechende 
gute fachliche Praxis bei der land-, 
forst- und fischereiwirtschaftlichen 
Bodennutzung widerspricht in der 
Regel nicht den in Satz 1 genannten 
Zielen und Grundsätzen. Nicht als 
Eingriff gilt auch die Wiederaufnahme 
einer land-, forst- und fischereiwirt-
schaftlichen Bodennutzung, die auf-
grund vertraglicher Vereinbarungen 
zeitweise eingeschränkt oder unter-
brochen worden war.“ 

   

7. § 7 a wird wie folgt geändert:  13. § 7 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

 a)  unverändert 

„Die Genehmigung kann für Projekte 
nach § 7 Abs. 2 Nr. 11 nur in einem 
Verfahren erteilt werden, das den An-
forderungen des Landesgesetzes ü-
ber die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(Landes-UVP-Gesetz) vom ..... ent-
spricht.“ 

  

  b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
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  aa) Nummer 2 erhält folgende Fas-
sung: 

 „2. unvermeidbare Beeinträch-
tigungen nicht ausgeglichen 
oder nicht in sonstiger Wei-
se kompensiert werden kön-
nen oder“ 

  bb) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

  „Werden als Folge des Eingriffs 
Biotope zerstört, die für dort 
wild lebende Tiere und wild 
wachsende Pflanzen der streng 
geschützten Arten nicht ersetz-
bar sind, ist der Eingriff nur zu-
lässig, wenn er aus zwingenden 
Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses gerecht-
fertigt ist.“ 

  c)  Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

  „(6) Genehmigungsbehörde ist die 
untere Naturschutzbehörde. Ist 
Verursacher des Eingriffs eine 
Landesbehörde, ist die oberste Na-
turschutzbehörde zuständig. Be-
darf ein Eingriff nach anderen 
Rechtsvorschriften einer Planfest-
stellung oder einer Genehmigung, 
die die Genehmigung nach Absatz 
1 ersetzt, so entscheidet die dafür 
zuständige Behörde über den Ein-
griff im Einvernehmen mit der zu-
ständigen Naturschutzbehörde. Ist 
zuständige Entscheidungsbehörde 
eine oberste oder obere Landes-
behörde, entscheidet sie im Ein-
vernehmen mit der obersten Na-
turschutzbehörde.“ 

b) Absatz 7 und 8 werden gestrichen.  d)  unverändert 

   

  14. § 8 wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 2 wird wie folgt neu ge-
fasst: 

  „(2) Unvermeidbare Beeinträchti-
gungen hat der Verursacher inner-
halb einer zu bestimmenden Frist 
zu beseitigen oder vorrangig aus-
zugleichen oder in sonstiger Weise 
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zu kompensieren (Ersatzmaßnah-
me), dass nach dem Eingriff oder 
Ablauf der Frist keine erheblichen 
Beeinträchtigungen des Natur-
haushalts und des Landschaftsbil-
des zurückbleiben.“ 

  b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

  „(3) Wird ein nicht oder nicht voll-
ständig ausgleichbarer oder in 
sonstiger Weise kompensierbarer 
Eingriff wegen Vorrangigkeit nach 
§ 7 a Abs. 3 Satz 2 zugelassen, hat 
der Verursacher eine Ausgleichs-
zahlung für die verbleibenden Be-
einträchtigungen nach § 8 b zu 
leisten, soweit die Durchführung 
von Ausgleichsmaßnahmen oder 
Maßnahmen, die in sonstiger Wei-
se kompensieren, dem Verursa-
cher nicht möglich ist oder diese 
Maßnahmen ökologisch nicht 
sinnvoll sind. § 7 a Abs. 3 Nr. 2 fin-
det keine Anwendung.“ 

  c) In Absatz 5 wird die Angabe „§ 29 
des Bundesnaturschutzgesetzes 
anerkannten Naturschutzverband“ 
durch die Angabe „§ 59 des Bun-
desnaturschutzgesetzes sowie § 
51 dieses Gesetzes anerkannten 
Naturschutzverein“ ersetzt. 

   

8. § 8 a wird wie folgt geändert:  15. unverändert 

Nach dem Wort „Bauleitplan“ werden die 
Worte „nach den §§ 8 a bis 8 c“ ersetzt 
durch die Worte „nach § 21“. 

  

   

9. § 8 b Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung: 

 16. unverändert 

„(1) Die Ausgleichszahlungen nach § 8 
Abs. 3 Nr. 2 für die verbleibenden Beein-
trächtigungen sind an die für die Geneh-
migung des Eingriffs zuständige Natur-
schutzbehörde zu leisten, bei Verfahren 
nach § 20 Abs. 3 des Bundesnatur-
schutzgesetzes an die oberste Natur-
schutzbehörde.“ 
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  17. In § 9 werden folgende Absätze 6 bis 9 
angefügt: 

  „(6) Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege, die ohne 
rechtliche Verpflichtung bereits vor 
dem Beginn eines Eingriffs durchge-
führt werden sollen, können auf An-
trag vor ihrer Durchführung von der 
unteren Naturschutzbehörde zur Auf-
nahme in ein Ökokonto anerkannt wer-
den, wenn von ihnen dauerhaft 
günstige Wirkungen auf die in § 7 Abs. 
1 genannten Schutzgüter ausgehen 
und sie dem Landschaftsrahmen- und 
Landschaftsplan Rechnung tragen; sie 
können bei späteren Eingriffen als 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
herangezogen werden. Maßnahmen 
der Gemeinden nach § 135 a Abs. 2 
Satz 2 des Baugesetzbuchs oder eines 
Vorhabenträgers aufgrund eines städ-
tebaulichen Vertrages nach § 11 oder 
§ 12 des Baugesetzbuchs bleiben un-
berührt. 

  (7) Die für Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen bestimmten Flächen so-
wie Flächen nach Absatz 6 werden in 
ein Verzeichnis eingetragen (Aus-
gleichsflächenkataster). Die Behörden 
teilen der zuständigen Stelle die Flä-
chen sowie Art und Umfang der darauf 
durchzuführenden Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen mit. Dies gilt nicht 
für die Flächen 

  1. die kleiner als 1.000 m² sind, 

  2. auf denen der Eingriff durchgeführt 
wird oder 

  3. die im Gebiet desselben Bebau-
ungsplanes festgesetzt sind. 

  (8) Die zuständige Stelle stellt Behör-
den und Einrichtungen des Landes 
sowie kommunalen Gebietskörper-
schaften auf Verlangen Auszüge aus 
dem Ausgleichsflächenkataster zur 
Verfügung. 

  (9) Das Ministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Landwirtschaft regelt die 
Einrichtung des Ausgleichsflächenka-
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tasters im Einvernehmen mit dem In-
nenministerium durch Verordnung. Es 
können insbesondere Bestimmungen 
getroffen werden über 

  1. die Führung des Ökokontos, 

  2. und Form der in das Ausgleichs-
flächenkataster aufzunehmen den 
Daten und 

  3. die für die Führung des Aus-
gleichsflächenkatasters zuständige 
Stelle.“ 

   

10. § 11 Abs. 3 Nr. 1 erhält folgende Fas-
sung: 

 18. § 11 erhält folgende Fassung: 

  a) Absatz 3 Nr. 1 erhält folgende Fas-
sung: 

„1. für die Aufstellung, Änderung oder 
Ergänzung von Bebauungsplänen,“ 

 „1. für die Aufstellung, Änderung oder 
Ergänzung von Bebauungsplä-
nen,“ 

  b) In Absatz 4 werden nach dem Wort 
„Biotopverbundmaßnahmen“ die 
Worte „und ihre großräumigen 
Vernetzungsfunktionen“ eingefügt. 

  c) In Absatz 5 wird die Angabe „§ 9 
des Bundesnaturschutzgesetzes“ 
durch die Angabe „§ 20 Abs. 3 des 
Bundesnaturschutzgesetzes“ er-
setzt. 

   

  19. § 12 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert: 

  Nach den Worten „als Teil der“ wird 
das Wort „lokalen“ eingefügt. 

   

11. § 13 Abs. 3 wird wie folgt geändert:  20. unverändert 

a) Das Wort „obersten“ wird durch das 
Wort „zuständigen“ ersetzt. 

  

b) Folgender Satz wird angefügt:   

„Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.“   
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12. § 14 wird wie folgt geändert:  21. unverändert 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 2 ein neu-
er Satz 3 eingefügt: 

  

„Die Genehmigung kann für Vorha-
ben, die in Nummer 4 der Anlage 1 zu 
§ 3 LUVPG aufgeführt sind, nur in ei-
nem Verfahren erteilt werden, das 
den dort genannten Anforderungen 
entspricht.“ 

  

b) In Absatz 3 Satz 4 wird die Angabe 
„§ 7 Abs. 2 des Abfallgesetzes“ durch 
die Angabe „§ 31 Abs. 3 des Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetzes“ 
ersetzt. 

  

   

13. § 15 wird wie folgt geändert:  22. § 15 erhält folgende Fassung: 

 
„Biotopverbund und vorran-
gige Flächen für den Natur-

schutz 

a) In Absatz 1 wird folgende Nummer 1 
eingefügt: 

„1. Gebiete des Europäischen ökolo-
gischen Netzes „Natura 2000“,“ 

Die bisherigen Nummern 1 bis 4 wer-
den zu den Nummern 2 bis 5. 

 (1) Der Biotopverbund dient der nach-
haltigen Sicherung von heimischen 
Tier- und Pflanzenarten und deren Po-
pulationen einschließlich ihrer Le-
bensräume und Lebensgemeinschaf-
ten sowie der Bewahrung, Wiederher-
stellung und Entwicklung funktionsfä-
higer ökologischer Wechselbeziehun-
gen. 

 (2) Der Biotopverbund besteht aus 
Kernflächen, Entwicklungsflächen, 
Verbindungsflächen und Verbin-
dungselementen. Bestandteile des Bi-
otopverbundes können sein: 

 1. festgesetzte Nationalparke, 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe 
„Nr. 2“ durch die Angabe „Nr. 3“ 
ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Bezeich-
nung „Nr. 3“ durch die Bezeich-
nung „Nr. 4“ ersetzt.  2. gesetzlich geschützte Biotope, 

  3. Naturschutzgebiete, Gebiete im 
Sinne des § 20 d (Natura 2000) und 
Biosphärenreservate oder Teile 
dieser Gebiete sowie Gebiete oder 
Flächen, die die Voraussetzungen 
für eine Unterschutzstellung erfül-
len, 

  4. weitere geeignete Flächen und E-
lemente, einschließlich Teilen von 
Landschaftsschutzgebieten und 
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Naturparken nach Maßgabe der 
örtlichen und überörtlichen Land-
schaftsplanung. 

  (3) Vorrangige Flächen für den Natur-
schutz (§ 1 Abs. 2 Nr. 13) sind die in 
Absatz 2 Nr. 1 bis 3 genannten Berei-
che mit Ausnahme der Biosphärenre-
servate innerhalb und außerhalb des 
Biotopverbundes sowie weitere Flä-
chen und Elemente gemäß Absatz 2 
Nr. 4 nach Maßgabe der örtlichen und 
überörtlichen Landschaftsplanung. 

 

  (4) Für den Biotopverbund sind Flä-
chen und Elemente nach Absatz 2 
auszuwählen und, soweit erforderlich, 
rechtlich zu sichern, wenn sie zur Er-
reichung des in Absatz 1 genannten 
Zieles geeignet sind. Die Landschafts-
rahmenplanung stellt die fachliche 
Eignung fest. 

  (5) Mit Hilfe von Maßnahmen des Na-
turschutzes sind die Gebiete im Sinne 
des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3, die noch 
nicht die für einen wirksamen Schutz 
erforderliche Größe besitzen, um ge-
eignete Bereiche zu erweitern (Ent-
wicklungsflächen) und durch Verbin-
dungsflächen und Verbindungsele-
mente so miteinander zu vernetzen, 
dass zusammenhängende Systeme 
entstehen können. 

  (6) Flächen und Elemente des Biotop-
verbundes sowie die weiteren vorran-
gigen Flächen für den Naturschutz 
sind in den Landschaftsrahmenplänen 
und in den Landschaftsplänen sowie 
in den Regionalplänen und in den Flä-
chennutzungsplänen entsprechend ih-
rer Funktion nach Absatz 2 darzustel-
len. 

  (7) Die erforderlichen Kernflächen, 
Entwicklungsflächen, Verbindungsflä-
chen und Verbindungselemente sind 
durch Ausweisung geeigneter Gebiete 
im Sinne des § 16 Abs. 1 und § 29 a 
Abs. 3, durch planungsrechtliche Fest-
legungen, durch langfristige vertragli-
che Vereinbarungen (Vertragsnatur-
schutz) oder andere geeignete Maß-
nahmen rechtlich zu sichern, um einen 
Biotopverbund dauerhaft zu gewähr-
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leisten. 

  (8) Erfordert der Vollzug der Vorschrif-
ten dieses Abschnitts Maßnahmen der 
land- und forstwirtschaftlichen Bo-
denordnung, können diese auf Antrag 
der obersten Naturschutzbehörde 
durch die für die Flurbereinigung zu-
ständigen Behörden nach Maßgabe 
des Flurbereinigungsgesetzes durch-
geführt werden.“ 

   

14. § 15 a Abs. 5 wird wie folgt geändert:  23. § 15 a wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

  „(1) Die folgenden Biotope sind un-
ter besonderen Schutz gestellt: 

  1. Moore, Sümpfe, Brüche, Röh-
richtbestände, binsen- und seg-
genreiche Nasswiesen, 
Quellbereiche und Binnenland-
salzstellen, 

 

  2. Wattflächen, Salzwiesen, 
Brackwasserröhrichte, 

 

  3. Priele, Sandbänke, Strandseen, 
Seegraswiesen und sonstige 
marine Makrophytenbestände, 
Riffe sowie artenreiche Kies-, 
Grobsand- und Schillbereiche 
im Meeres- und Küstenbereich, 

 

  4. Bruch-, Sumpf-, Schlucht- und 
Auwälder, 

 

  5. naturnahe oder natürliche 
Bach- und Flussabschnitte ein-
schließlich ihrer Verlandungs-
bereiche, ihrer Ufer und der da-
zugehörenden uferbegleitenden 
natürlichen oder naturnahen 
Vegetation, ihrer natürlichen 
oder naturnahen regelmäßig 
überschwemmten Bereiche und 
Altarme sowie Bachschluchten, 

 

  6. naturnahe oder natürliche Be-
reiche stehender Binnenge-
wässer einschließlich ihrer Ufer 
und der dazugehörigen uferbe-
gleitenden natürlichen oder na-
turnahen Vegetation, Verlan-
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dungs- und Überschwem-
mungsbereiche sowie Weiher, 
Tümpel und andere stehende 
Kleingewässer, 

  7. Heiden, Binnen- und Küstendü-
nen, 

 

  8. Fels- und Steilküsten, Strand-
wälle und Steilhänge im Bin-
nenland, 

 

  9. Trockenrasen und Staudenflu-
ren, 

  10 sonstige Sukzessionsflächen 
außerhalb der im Zusammen-
hang bebauten Ortsteile, die 
länger als 5 Jahre nicht bewirt-
schaftet wurden, es sei denn, 
es handelt sich um Flächen, die 
öffentlich-rechtlich verbindlich 
für andere Zwecke vorgesehen 
sind.“ 

a) Folgender neuer Satz 2 wird einge-
fügt: 

 b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

„Die Zustimmung der oberen Natur-
schutzbehörde gilt als erteilt, wenn 
sie nicht innerhalb von zwei Monaten 
nach Eingang des Zustimmungsersu-
chens widersprochen hat.“ 

 aa) Folgender neuer Satz 2 wird 
eingefügt: 

„Die Zustimmung der oberen Na-
turschutzbehörde gilt als erteilt, 
wenn sie nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach Eingang des Zu-
stimmungsersuchens widerspro-
chen hat.“ 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung:  bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Einer Ausnahme bedarf es nicht, 
wenn während der Laufzeit eines Ver-
trages über Nutzungsbeschränkun-
gen ein in Absatz 1 genannter Biotop 
entstanden ist und nach Ablauf des 
Vertrages die Nutzung wieder aufge-
nommen werden soll und über die 
Fortsetzung der Nutzungsbeschrän-
kung oder einen Ankauf keine Eini-
gung erzielt werden kann.“ 

 „Einer Ausnahme bedarf es nicht, 
wenn während der Laufzeit eines 
Vertrages über Nutzungsbe-
schränkungen ein in Absatz 1 ge-
nannter Biotop entstanden ist und 
nach Ablauf des Vertrages die 
Nutzung wieder aufgenommen 
werden soll und über die Fortset-
zung der Nutzungsbeschränkung 
oder einen Ankauf keine Einigung 
erzielt werden kann.“ 

  cc) Nach Satz 3 wird folgender neu-
er Satz 4 angefügt: 

  „Eine Ausnahme kann auch zu-
gelassen werden, wenn im 
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Rahmen einer halboffenen Wei-
delandschaft vorhandene Bio-
tope gepflegt und entwickelt 
werden können.“ 

   

15. § 15 b Abs. 3 wird wie folgt geändert:  24. § 15 b Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

Folgender Satz 2 wird angefügt:  

„Sie kann bei der Aufstellung, Änderung 
oder Ergänzung von Bebauungsplänen 
Ausnahmen zulassen, wenn dies Vor-
aussetzung für die Verwirklichung des 
Bebauungsplans ist.“ 

 

„(3) Die untere Naturschutzbehörde 
kann Ausnahmen zulassen, wenn die 
Vorschrift für den Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigten eine unzumut-
bare Härte darstellt und die Ausnahme 
mit dem Zweck der Vorschrift verein-
bar ist. Sie kann bei der Aufstellung, Än-
derung oder Ergänzung von Bebauungs-
plänen Ausnahmen zulassen, wenn dies 
Voraussetzung für die Verwirklichung des 
Bebauungsplans ist. Sie kann auch 
Ausnahmen zulassen, wenn im Rah-
men einer halboffenen Weideland-
schaft Knicks in die extensive Bewei-
dung einbezogen werden und neue 
Waldrandstrukturen oder Gehölzinseln 
sich entwickeln können.“ 

   

16. § 16 wird wie folgt geändert:  25. unverändert 

a) In Absatz 6 werden nach dem Wort 
„Landschaftsschutzgebiete,“ die Wor-
te „Biosphärenreservate, Gebiete des 
Europäischen ökologischen Netzes 
„Natura 2000“,“ eingefügt. 

  

b) Absatz 8 wird wie folgt geändert:   

aa) Im Satz 1 werden nach dem Wort 
„Landschaftsschutzgebiet,“ die 
Worte 

  

„Biosphärenreservat, Gebiete des 
Europäischen ökologischen Net-
zes „Natura 2000“,“ eingefügt. 

  

bb) Satz 3 wird gestrichen.   

   

  26. In § 17 Abs. 3 Satz 2 werden nach den 
Worten „unbefugt außerhalb der We-
ge“ die Worte „oder dafür ausgewie-
sener Flächen“ eingefügt. 
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  27. § 18 wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 1 wird geändert: 

  aa) In Nummer 1 werden nach dem 
Wort „Entwicklung“ die Worte 
„der Leistungs- und“ eingefügt. 

  bb) Nummer 2 erhält folgende Fas-
sung: 

  „wegen der Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit oder der beson-
deren kulturhistorischen Be-
deutung der Landschaft oder“ 

  b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

  „(2) In einem Landschaftsschutz-
gebiet sind unter besonderer Be-
achtung des § 3 b und nach Maß-
gabe näherer Bestimmungen alle 
Handlungen verboten, die den 
Charakter eines Gebiets verändern 
oder dem besonderen Schutz-
zweck zuwiderlaufen, insbesonde-
re, wenn sie den Naturhaushalt o-
der den Naturgenuss schädigen 
oder das Landschaftsbild verun-
stalten können.“ 

   

17. Es wird folgender § 18 a eingefügt:  28. unverändert 

„§ 18 a 
Biosphärenreservate (zu § 25 

Bundesnaturschutzgesetz) 

  

(1) Biosphärenreservate sind von der 
UNESCO anerkannte und einheitlich zu 
schützende und zu entwickelnde Gebie-
te, die 

  

1. großräumig und für bestimmte Land-
schaftstypen charakteristisch sind, 

  

2. in wesentlichen Teilen ihres Gebiets 
die Voraussetzungen eines National-
parks oder eines Naturschutzgebie-
tes, im Übrigen überwiegend eines 
Landschaftsschutzgebietes erfüllen, 

  

3. in Teilen der Erhaltung, Entwicklung 
oder Wiederherstellung einer durch 
hergebrachte vielfältige Nutzung ge-
prägten Landschaft und der darin his-
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torisch gewachsenen Arten- und Bio-
topvielfalt dienen, 

4. in Teilen beispielhaft der Beibehal-
tung, Entwicklung und Erprobung von 
Wirtschaftsweisen dienen, die die Na-
turgüter besonders schonen und den 
Ansprüchen von Mensch und Natur 
gleichermaßen gerecht werden und 

  

5. der Umweltbildung, der ökologischen 
Umweltbeobachtung und Forschung 
dienen. 

  

(2) Biosphärenreservate sind in Kern-, 
Pflege- und Entwicklungszonen zu glie-
dern. 

  

(3) Die oberste Naturschutzbehörde kann 
durch Verordnung die zur Verwirklichung 
der Schutzziele erforderlichen Bestim-
mungen einschließlich von Regelungen 
über die Verwaltung des Biosphärenre-
servates erlassen.“ 

  

   

  29. § 19 wird wie folgt geändert. 

  In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem 
Wort „Natur“ die Worte „oder entspre-
chende Flächen bis 5 ha“ eingefügt. 

   

18. § 20 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 30. § 20 wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz 1 Nr. 2 werden nach den 
Wort „Entwicklung“ die Worte „der 
Leistungs- und“ eingefügt. 

  b) In Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

  „Ausnahmen von diesem Verbot 
sind nur zulässig, wenn sie aus 
zwingenden Gründen der Ver-
kehrssicherheit durchgeführt wer-
den und keine anderen Maßnah-
men zur Erhöhung der Verkehrssi-
cherheit erfolgreich durchgeführt 
werden konnten. Für den Fall der 
Bestandsminderung besteht die 
Verpflichtung zu angemessenen 
und zumutbaren Ersatzpflanzun-
gen oder Ausgleichszahlungen.“ 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode Drucksache 15/2633 

 

 - 25 - 

  c) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Zuständig für verbindlich überplante Ge-
biete (§ 30 des Baugesetzbuchs) und für 
im Zusammenhang bebaute Ortsteile 
(§ 34 des Baugesetzbuchs) ist die Ge-
meinde.“ 

 „Zuständig für verbindlich überplante 
Gebiete (§ 30 des Baugesetzbuchs) 
und für im Zusammenhang bebaute 
Ortsteile (§ 34 des Baugesetzbuchs) 
ist die Gemeinde.“ 

   

19. Nach § 20 wird folgender neuer Unterab-
schnitt 3 a eingefügt: 

 31. Nach § 20 wird folgender neuer Unterab-
schnitt 3 a eingefügt: 

„Unterabschnitt 3 a 
Europäisches ökologisches 

Netz „Natura 2000“ 

 
„Unterabschnitt 3 a 

Europäisches ökologisches 
Netz „Natura 2000“ 

§ 20 a (zu § 32 Bundesnatur-
schutzgesetz) 

Allgemeine Vorschriften 

 
§ 20 a (zu § 32 Bundesnatur-

schutzgesetz) 
Allgemeine Vorschriften 

Die oberste Naturschutzbehörde erfüllt 
die Berichtspflicht insbesondere nach Ar-
tikel 16 Abs. 2 und Artikel 17 Abs. 1 der 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. 
Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden 
Tiere und Pflanzen (Abl. EG Nr. L 206 S. 
7), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
97/62/EWG vom 27. Oktober 1997 (Abl. 
EG Nr. L 305 S. 42) sowie Artikel 9 
Abs. 3 und Artikel 12 Abs. 1 der Richtlinie 
79/409/EWG des Rates vom 2. April 
1979 über die Erhaltung der wild leben-
den Vogelarten (Abl. EG Nr. L 103 S. 1), 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 
97/49/EG vom 29. Juli 1997 (Abl. EG 
Nr. L 223 S. 9). 

  unverändert 

   

§ 20 b (zu § 33 Bundesnatur-
schutzgesetz) 

Auswahl und Benennung der 
Gebiete von gemeinschaftli-

cher Bedeutung (FFH-Gebiete) 

 
§ 20 b (zu § 33 Bundesnatur-

schutzgesetz) 
Auswahl und Benennung der 
Gebiete von gemeinschaftli-

cher Bedeutung (FFH-Gebiete) 

(1) Die Gebiete, die der Kommission von 
der Bundesrepublik Deutschland nach 
Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG 
des Rates zu benennen sind, werden 
nach den in dieser Bestimmung genann-
ten naturschutzfachlichen Maßgaben un-

 (1) Die Gebiete, die der Kommission von 
der Bundesrepublik Deutschland nach 
Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG 
des Rates zu benennen sind, werden 
nach den in dieser Bestimmung genann-
ten naturschutzfachlichen Maßgaben un-
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ter Beteiligung der Betroffenen ein-
schließlich der Behörden und öffentlichen 
Planungsträger sowie der nach §§ 59 
und 60 des Bundesnaturschutzgesetzes 
anerkannten Naturschutzverbände durch 
die oberste Naturschutzbehörde ausge-
wählt und im Amtsblatt für Schleswig-
Holstein bekannt gemacht. 

ter Beteiligung der Betroffenen ein-
schließlich der Behörden und öffentlichen 
Planungsträger sowie der nach § 59 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und § 51 
dieses Gesetzes anerkannten Natur-
schutzverbände durch die oberste Natur-
schutzbehörde ausgewählt. Die Beteili-
gung der Betroffenen erfolgt durch 
Bekanntmachung im Amtsblatt für 
Schleswig-Holstein. 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde in-
formiert die in Absatz 1 Satz 2 Genann-
ten über die ausgewählten Gebiete und 
schätzt die Kosten, die zur Erfüllung der 
Verpflichtungen nach Artikel 6 Abs. 1 der 
Richtlinie 92/43/EWG entstehen. Sie lei-
tet die Gebietsauswahl und die Kosten-
schätzung aufgrund eines entsprechen-
den Beschlusses der Landesregierung an 
das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit weiter 
und gibt die Gebietsauswahl einschließ-
lich der Erhaltungsziele und der Über-
sichtskarte im Amtsblatt für Schleswig-
Holstein bekannt. 

 (2) Die oberste Naturschutzbehörde in-
formiert die in Absatz 1 Satz 1 Genann-
ten über die ausgewählten Gebiete und 
schätzt die Kosten, die zur Erfüllung der 
Verpflichtungen nach Artikel 6 Abs. 1 der 
Richtlinie 92/43/EWG entstehen. Sie lei-
tet die Gebietsauswahl und die Kosten-
schätzung aufgrund eines entsprechen-
den Beschlusses der Landesregierung an 
das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit weiter 
und gibt die Gebietsauswahl einschließ-
lich der Erhaltungsziele und der Über-
sichtskarte im Amtsblatt für Schleswig-
Holstein bekannt. 

   

§ 20 c (zu § 33 Bundesnatur-
schutzgesetz) 

Auswahl und Bekanntmachung 
von Europäischen Vogel-

schutzgebieten 

§ 20 c (zu § 33 Bundesnatur-
schutzgesetz) 

Auswahl und Bekanntmachung 
von Europäischen Vogel-

schutzgebieten 

(1) Die oberste Naturschutzbehörde 
wählt die besonderen Schutzgebiete 
nach Artikel 4 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 
79/409/EWG des Rates vom 2. April 
1979 über die Erhaltung der wild leben-
den Vogelarten (Abl. EG Nr. L 103 S. 1), 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 
97/49/EG vom 29. Juli 1997 (Abl. EG 
Nr. L 223 S. 9), nach naturschutzfachli-
chen Maßgaben aus. § 20 b Abs. 1 gilt 
entsprechend. 

 (1) unverändert 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde in-
formiert die Betroffenen einschließlich der 
Behörden und öffentlichen Planungsträ-
ger sowie die nach §§ 59 und 60 des 
Bundesnaturschutzgesetzes anerkannten 
Naturschutzverbände über die ausge-
wählten Gebiete und leitet die Ge-
bietsauswahl aufgrund eines entspre-

 (2) Die oberste Naturschutzbehörde in-
formiert die Betroffenen einschließlich der 
Behörden und öffentlichen Planungsträ-
ger sowie die nach § 59 des Bundesna-
turschutzgesetzes und § 51 dieses Ge-
setzes anerkannten Naturschutzverbän-
de über die ausgewählten Gebiete und 
leitet die Gebietsauswahl aufgrund eines 
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chenden Beschlusses der Landesregie-
rung an das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
weiter. Auf Grundlage des Beschlusses 
erklärt sie die ausgewählten Gebiete zu 
Europäischen Vogelschutzgebieten im 
Sinne von § 10 Abs. 2 Nr. 4 BNatSchG 
und gibt sie einschließlich der Erhal-
tungsziele und der Übersichtskarte im 
Amtsblatt für Schleswig-Holstein bekannt. 

entsprechenden Beschlusses der Lan-
desregierung an das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit weiter. Auf Grundlage des Be-
schlusses erklärt sie die ausgewählten 
Gebiete zu Europäischen Vogelschutz-
gebieten im Sinne von § 10 Abs. 2 Nr. 4 
BNatSchG und gibt sie einschließlich der 
Erhaltungsziele und der Übersichtskarte 
im Amtsblatt für Schleswig-Holstein be-
kannt. 

   

§ 20 d (zu § 33 Bundesnatur-
schutzgesetz) 

Schutzgebietsausweisung, vor-
läufiger Schutz 

 
§ 20 d (zu § 33 Bundesnatur-

schutzgesetz) 
Schutzgebietsausweisung, vor-

läufiger Schutz 

(1) Die im Bundesanzeiger bekanntge-
machten Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung sind nach Maßgabe des Arti-
kel 4 Abs. 4 der Richtlinie 92/43/EWG 
entsprechend den jeweiligen Erhaltungs-
zielen als Schutzgebiete im Sinne der 
§§ 17 bis 20 auszuweisen. Satz 1 gilt mit 
Ausnahme der nach der vorgenannten 
EU-Richtlinie einzuhaltenden Umset-
zungsfrist für die Europäischen Vogel-
schutzgebiete entsprechend. 

  unverändert 

(2) Die Schutzerklärung bestimmt den 
Schutzzweck entsprechend den jeweili-
gen Erhaltungszielen und die erforderli-
chen Gebietsabgrenzungen. Es soll dar-
gestellt werden, ob prioritäre Biotope o-
der prioritäre Arten zu schützen sind. 
Durch geeignete Gebote und Verbote 
sowie Maßnahmen nach § 21 b ist si-
cherzustellen, dass den Anforderungen 
des Artikels 6 der Richtlinie 92/43/EWG 
entsprochen wird. Weitergehende 
Schutzvorschriften bleiben unberührt. 

  

(3) Die Schutzerklärung nach den Absät-
zen 1 und 2 kann unterbleiben, soweit 
nach anderen Rechtsvorschriften, nach 
Verwaltungsvorschriften, durch die Ver-
fügungsbefugnis eines öffentlichen oder 
gemeinnützigen Trägers oder durch ver-
tragliche Vereinbarungen ein gleichwerti-
ger Schutz gewährleistet ist. Für die ver-
traglichen Vereinbarungen ist die oberste 
Naturschutzbehörde zuständig. 
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(4) Ist ein Gebiet nach § 10 Abs. 6 des 
Bundesnaturschutzgesetzes bekannt 
gemacht, sind  

1. in einem Gebiet von gemeinschaftli-
cher Bedeutung bis zur Unterschutz-
stellung,  

2. in einem Europäischen Vogelschutz-
gebiet vorbehaltlich besonderer 
Schutzvorschriften nach Absatz 2  

alle Vorhaben, Maßnahmen, Verände-
rungen oder Störungen, die zu erhebli-
chen Beeinträchtigungen des Gebiets in 
seinen für die Erhaltungsziele maßgebli-
chen Bestandteilen führen können, unzu-
lässig. In einem Konzertierungsgebiet 
nach Artikel 5 der Richtlinie 92/43/EWG 
sind die in Satz 1 genannten Handlun-
gen, sofern sie zu erheblichen Beein-
trächtigungen der in ihm vorkommenden 
prioritären Biotope oder prioritären Arten 
führen können, unzulässig. Dies gilt ent-
sprechend für der Europäischen Kom-
mission gemeldete, aber noch nicht nach 
den Absätzen 1 bis 3 geschützte Gebie-
ten. Die zuständige Behörde kann unter 
den Voraussetzungen des § 20 e Abs. 4 
bis 8 Ausnahmen von dem Verbot des 
Satzes 1 zulassen. 

  

   

§ 20 e (zu § 34 BNatSchG) 
Verträglichkeit und Unzuläs-

sigkeit von Projekten und Plä-
nen, Ausnahmen, grenzüber-
schreitende Behördenbeteili-

gung 

 
§ 20 e (zu § 34 BNatSchG) 
Verträglichkeit und Unzuläs-

sigkeit von Projekten und Plä-
nen, Ausnahmen, grenzüber-
schreitende Behördenbeteili-

gung 

(1) Projekte sind vor ihrer Zulassung oder 
Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit 
den Erhaltungszielen eines Gebiets von 
gemeinschaftlicher Bedeutung oder eines 
Europäischen Vogelschutzgebiets zu ü-
berprüfen. Bei Schutzgebieten im Sinne 
der §§ 17 bis 20 ergeben sich die Maß-
stäbe für die Verträglichkeit aus dem 
Schutzzweck und den dazu erlassenen 
Vorschriften. 

 (1) unverändert 

(2) Bei Projekten, die ein Gebiet von ge-
meinschaftlicher Bedeutung oder ein Eu-
ropäisches Vogelschutzgebiet einzeln 

 (2) unverändert 
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oder im Zusammenwirken mit anderen 
Plänen oder Projekten erheblich beein-
trächtigen können, muss die Projektträ-
gerin oder der Projektträger in den nach 
den Rechtsvorschriften vorgeschriebenen 
behördlichen Gestattungs- oder Anzeige-
verfahren alle Angaben machen, die zur 
Beurteilung der Verträglichkeit des Pro-
jektes erforderlich sind. § 9 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

(3) Ergibt die Prüfung der Verträglichkeit, 
dass das Projekt zu erheblichen Beein-
trächtigungen eines in Absatz 1 genann-
ten Gebiets in seinen für die Erhaltungs-
ziele oder den Schutzzweck maßgebli-
chen Bestandteilen führen kann, ist es 
unzulässig. 

 (3) unverändert 

(4) Abweichend von Absatz 3 darf ein 
Projekt nur zugelassen oder durchgeführt 
werden, soweit es 

 (4) unverändert 

1. aus zwingenden Gründen des über-
wiegenden öffentlichen Interesses, 
einschließlich solcher sozialer oder 
wirtschaftlicher Art, notwendig ist und 

  

2. zumutbare Alternativen, den mit dem 
Projekt verfolgten Zweck an anderer 
Stelle ohne oder mit geringeren Be-
einträchtigungen zu erreichen, nicht 
gegeben sind. 

  

(5) Werden von dem Projekt prioritäre Bi-
otope oder prioritäre Arten betroffen, 
können als zwingende Gründe des über-
wiegenden öffentlichen Interesses nur 
solche im Zusammenhang mit der Ge-
sundheit des Menschen, der öffentlichen 
Sicherheit einschließlich der Landesver-
teidigung und des Schutzes der Zivilbe-
völkerung oder den maßgeblich günsti-
gen Auswirkungen auf die Umwelt gel-
tend gemacht werden. Sonstige Gründe 
im Sinne des Absatzes 4 Nr. 1 können 
nur berücksichtigt werden, wenn die nach 
Absatz 7 zuständige Behörde zuvor über 
das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit eine 
Stellungnahme der Kommission eingeholt 
hat. 

 (5) unverändert 

(6) Soll ein Projekt nach Absatz 4 oder 
Absatz 5 zugelassen oder durchgeführt 
werden, sind die zur Sicherung des Zu-

 (6) unverändert 
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sammenhanges des Europäischen öko-
logischen Netzes „Natura 2000“ notwen-
digen Maßnahmen der Projektträgerin 
oder dem Projektträger aufzuerlegen. Die 
nach Absatz 7 zuständige Behörde unter-
richtet die Kommission über die jeweilige 
oberste Landesbehörde sowie das Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit über die getroffe-
nen Maßnahmen. 

(7) Die Verträglichkeit des Projektes und 
die Ausnahmevoraussetzungen werden 
von der Behörde geprüft, die nach ande-
ren Rechtsvorschriften für die behördli-
che Gestattung oder Entgegennahme ei-
ner Anzeige zuständig ist. Sie trifft ihre 
Entscheidung im Benehmen mit der zu-
ständigen Naturschutzbehörde. Ist eine 
gesonderte Entscheidung der Natur-
schutzbehörde erforderlich, entscheidet 
diese über Verträglichkeit und Zulässig-
keit. 

 (7) Die Verträglichkeit des Projektes und 
die Ausnahmevoraussetzungen werden 
von der Behörde geprüft, die nach ande-
ren Rechtsvorschriften für die behördli-
che Gestattung oder Entgegennahme ei-
ner Anzeige zuständig ist. Sie trifft ihre 
Entscheidung im Benehmen mit der für 
die Eingriffsregelung zuständigen Na-
turschutzbehörde. Ist eine gesonderte 
Entscheidung der Naturschutzbehörde 
erforderlich, entscheidet diese über Ver-
träglichkeit und Zulässigkeit. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 finden auf Pläne 
entsprechende Anwendung, soweit nicht 
Vorschriften des Bundesnaturschutzge-
setzes oder andere Rechtsvorschriften 
vorgehen. 

 (8) unverändert 

(9) Wenn ein in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union geplantes 
Vorhaben erhebliche Auswirkungen auf 
Schutzgebiete nach § 20 a in Schleswig-
Holstein haben kann, ersucht die zustän-
dige Landesbehörde, die für ein gleichar-
tiges Verfahren in Schleswig-Holstein zu-
ständig wäre, die zuständige Behörde im 
Mitgliedstaat um Unterlagen über das 
Vorhaben. § 15 des Landes-UVP-
Gesetzes gilt entsprechend. 

 (9) unverändert 

(10) Wenn ein Vorhaben in Schleswig-
Holstein erhebliche Auswirkungen auf 
Schutzgebiete nach den Richtlinien 
92/42/EWG oder 79/409/EWG in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union haben kann, unterrichtet die zu-
ständige Behörde frühzeitig die vom Mit-
gliedstaat benannte Behörde anhand von 
geeigneten Unterlagen. § 12 des Landes-
UVP-Gesetzes gilt entsprechend. 

 (10) unverändert 
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§ 20 f (zu § 37 BNatSchG) 
Verhältnis zu anderen Rechts-

vorschriften 

 
§ 20 f (zu § 37 BNatSchG) 

Verhältnis zu anderen Rechts-
vorschriften 

(1) Für geschützte Teile von Natur und 
Landschaft und geschützte Biotope im 
Sinne des § 15 a sind § 20 e dieses Ge-
setzes und § 36 des Bundesnaturschutz-
gesetzes nur insoweit anzuwenden, als 
die Schutzvorschriften einschließlich der 
Vorschriften über Ausnahmen und Be-
freiungen keine strengeren Regeln für die 
Zulassung von Projekten enthalten. Die 
Pflichten nach § 20 e Abs. 5 Satz 2 über 
die Beteiligung der Kommission und nach 
§ 20 e Abs. 6 Satz 2 über die Unterrich-
tung der Kommission bleiben unberührt. 

  unverändert 

(2) Handelt es sich bei Projekten um Ein-
griffe in Natur und Landschaft, bleiben 
die §§ 7 bis 9 a sowie die §§ 20 und 21 
des Bundesnaturschutzgesetzes unbe-
rührt.“ 

  

   

20. Nach § 20 f wird folgender neuer Unter-
abschnitt 3 b eingefügt 

 32.  unverändert 

„Unterabschnitt 3 b 
Einstweilige Sicherstellung“ 

  

   

21. § 21 b wird wie folgt geändert:  33.  unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:   

aa) In Satz 1 werden die Worte „nach 
Anhörung des Eigentümers und 
des Nutzungsberechtigten“ gestri-
chen. 

  

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 
„Die untere Naturschutzbehörde 
führt die nach Satz 1 festgelegten 
Maßnahmen nach Anhörung der 
Eigentümerin oder des Eigentü-
mers und der oder des Nutzungs-
berechtigten durch.“ 

  

b) In Absatz 3 Satz 1 erhält der erste 
Satzteil bis zu den Worten „von 
Grundstücken“ folgende Fassung: 
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„Die nach Absatz 5 zuständige Natur-
schutzbehörde kann mit den Eigen-
tümerinnen oder Eigentümern, den 
sonstigen Nutzungsberechtigten oder 
mit den in einer juristischen Person 
zusammengeschlossenen Eigentü-
merinnen und Eigentümern von 
Grundstücken“ 

  

c) In Absatz 4 Satz 1 erhält der erste 
Satzteil bis zu den Worten „auch an-
ordnen, wenn“ folgende Fassung: 

  

„Die Naturschutzbehörde, bei nach 
den §§ 17 und 21 geschützten Gebie-
ten die obere Naturschutzbehörde, 
kann die Duldung nach Absatz 2 auch 
anordnen, wenn „ 

  

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:   

„Zuständig nach den Absätzen 1 und 
4 ist hinsichtlich der geschützten Ge-
biete oder Bestandteile im Sinne des 
§ 16 Abs. 1 die für die Unterschutz-
stellung zuständige Naturschutzbe-
hörde. Soweit das Land die Maß-
nahme finanziert, ist die oberste Na-
turschutzbehörde oder die im Rah-
men des § 45 a bestimmte Behörde 
zuständig. Die obere Naturschutzbe-
hörde ist für die Festlegung von 
Schutz- und Entwicklungsmaßnah-
men und für Maßnahmen nach Ab-
satz 3 in nach §§ 15 a, 17 und 21 ge-
schützten Gebieten zuständig. Im Üb-
rigen ist die untere Naturschutzbe-
hörde zuständig. Die Naturschutzbe-
hörden können sich bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben auch anderer Behör-
den oder Stellen bedienen.“ 

  

   

22. § 21 d wird wie folgt geändert:  34.  unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „obers-
te Naturschutzbehörde“ durch die 
Worte „obere Naturschutzbehörde“ 
ersetzt. 

  

b) In Absatz 3 wird das Semikolon durch 
einen Punkt ersetzt. Der bisherige 
Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 

  

„Über den Antrag entscheidet bei ge-
schützten Landschaftsbestandteilen 
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die Gemeinde, bei anderen geschütz-
ten Gebieten die untere Naturschutz-
behörde jeweils nach Anhörung der 
oberen Naturschutzbehörde.“ 

   

23. In § 22 Nr. 2 wird die Angabe „26 c“ 
durch die Angabe „55“ ersetzt. 

 35. § 22 erhält folgende Fassung: 

 „§ 22 
Aufgaben des Artenschutzes 

(zu § 39 
Bundesnaturschutzgesetz) 

  Die Vorschriften dieses Abschnitts 
dienen dem Schutz und der Pflege der 
wild lebenden Tier- und Pflanzenarten 
in ihrer natürlichen und historisch ge-
wachsenen Vielfalt. Der Artenschutz 
umfasst insbesondere 

  1. den Schutz der Tiere und Pflanzen 
und ihrer Lebensgemeinschaften 
vor Beeinträchtigungen durch den 
Menschen, 

  2. den Schutz, die Pflege, die Ent-
wicklung und die Wiederherstel-
lung der Biotope wild lebender 
Tier- und Pflanzenarten sowie die 
Gewährleistung ihrer sonstigen 
Lebensbedingungen, 

  3. die Ansiedlung von Tieren und 
Pflanzen verdrängter wild lebender 
Arten in geeigneten Biotopen in-
nerhalb ihres natürlichen Verbrei-
tungsgebietes.“ 

   

  36. Folgender § 22 a wird eingefügt: 

  
„§ 22 a 

Allgemeine Vorschriften für 
den Arten- und Biotopschutz 
(zu § 40 Bundesnaturschutz-

gesetz) 

  (1) Zur Vorbereitung, Durchführung 
und Überwachung der Aufgaben nach 
§ 22 trifft die oberste Naturschutzbe-
hörde außerdem geeignete Maßnah-
men 
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  1. zur Darstellung und Bewertung der 
unter dem Gesichtspunkt des Ar-
tenschutzes bedeutsamen Popula-
tionen, Lebensgemeinschaften und 
Biotope wild lebender Tier- und 
Pflanzenarten, einschließlich der 
Arten von gemeinschaftlichem In-
teresse, der europäischen Vogelar-
ten sowie der besonders geschütz-
ten oder sonst in ihrem Bestand 
gefährdeten Arten, 

  2. zur Festlegung von Schutz-, Pfle-
ge- und Entwicklungszielen und zu 
deren Verwirklichung. 

  (2) Die oberste Naturschutzbehörde 
kann durch Verordnung weitere Vor-
schriften zur Verwirklichung des Ar-
ten- und Biotopschutzes, insbesonde-
re über den Schutz von Biotopen wild 
lebender Tier- und Pflanzenarten, er-
lassen.“ 

   

24. § 24 Abs. 3 wird wie folgt geändert:  37. § 24 wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  aa) Nummer 4 wird gestrichen. 

  bb) Die bisherigen Nummern 5 und 
6 werden Nummern 4 und 5. 

  cc) Die neue Nummer 5 erhält fol-
gende Fassung: 

  „5. Bäume mit Bruthöhlen des 
Schwarzspechts oder ähn-
lich großen Bruthöhlen oder 
mit Nestern oder Horsten 
von Schwarzstörchen, Grau-
reihern und Greifvögeln ab-
zuholzen, Brut- und Nist-
plätze des Kranichs zu be-
schädigen oder zu zerstö-
ren, die genannten Bruthöh-
len, Nester, Horste oder 
Brut- und Nistplätze durch 
Abholzung der unmittelba-
ren Umgebung zu gefährden 
oder in einem Umkreis von 
100 Metern um die genann-
ten Bäume oder Brut- und 
Nistplätze in der Zeit vom 
1. Januar bis 31. Juli zu be-
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treten.“ 

  dd) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

  „Von dem Verbot der Nummer 5 
kann die Naturschutzbehörde 
Ausnahmen zulassen.“ 

In Satz 3 werden die Worte „ordnungs-
gemäßen land-, forst- oder fischereiwirt-
schaftlichen Bodennutzung“ durch die 
Worte „guten fachlichen Praxis bei der 
land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen 
Bodennutzung“ ersetzt. 

 b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte 
„ordnungsgemäßen land-, forst- oder 
fischereiwirtschaftlichen Bodennut-
zung“ durch die Worte „guten fachli-
chen Praxis bei der land-, forst- und 
fischereiwirtschaftlichen Bodennut-
zung“ ersetzt. 

 c) Folgende Absätze 5 und 6 werden 
angefügt: 

  „(5) Es ist verboten, 

  1. Tiere oder 

  2. Pflanzen außerhalb ihres natür-
lichen Verbreitungsgebietes 

  ohne Genehmigung der oberen Na-
turschutzbehörde in der freien Na-
tur anzusiedeln oder auszusetzen. 
Die Genehmigung ist zu versagen, 
wenn die Gefahr einer Verfäl-
schung der Tier- oder Pflanzenwelt 
der Mitgliedstaaten oder eine Ge-
fährdung des Bestandes oder der 
Verbreitung wild lebender Tier oder 
Pflanzenarten der Mitgliedstaaten 
oder von Populationen solcher Ar-
ten nicht auszuschließen ist. Von 
dem Erfordernis einer Genehmi-
gung sind auszunehmen 

  1. der Anbau von Pflanzen in der 
Land- und Forstwirtschaft, 

  2. das Einsetzen von Tieren 

  a) nicht gebietsfremder Arten, 

  b) gebietsfremder Arten, so-
fern das Einsetzen einer 
pflanzenschutzrechtlichen 
Genehmigung bedarf, bei 
der die Belange des Arten-
schutzes berücksichtigt 
sind, 

  zum Zweck des biologischen 
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Pflanzenschutzes, 

  3. das Ansiedeln von dem Jagd- 
oder Fischereirecht unterlie-
genden Tieren nicht gebiets-
fremder Arten. 

  (6) Soweit es aus Gründen des 
Artenschutzes zwingend 
erforderlich ist, können die 
Naturschutzbehörden anordnen, 
dass in der freien Natur 
ungenehmigt angesiedelte oder 
ausgesetzte Tiere und Pflanzen, 
die eine erhebliche Gefahr für den 
Bestand oder die Verbreitung 
wildlebender Tier- und Pflanzenar-
ten im Inland oder im Gebiet der 
Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union darstellen, beseitigt werden. 
Die oberste Naturschutzbehörde 
kann das Nähere, insbesondere 
zum Verfahren und den betroffe-
nen Arten durch Verordnung re-
geln.“ 

   

  38. In § 25 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

  „(4) Die oberste Naturschutzbehörde 
kann durch Verordnung den besonde-
ren Schutz weiterer wild lebender 
heimischer Tier- und Pflanzenarten, 
insbesondere in Anhang V der Richtli-
nie 92/43/EWG aufgeführter Arten, re-
geln, soweit dies wegen der Gefähr-
dung des Bestands durch den 
menschlichen Zugriff oder zur Siche-
rung der in Artikel 14 Abs. 1 dieser 
Richtlinie genannten Zwecke in dem 
jeweiligen Land erforderlich ist. Satz 1 
gilt nicht für Tierarten, die nach § 2 
Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes dem 
Jagdrecht unterliegen.“ 

   

25. § 27 wird wie folgt geändert :  39.  unverändert 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:   

„Tiergehege und Zoos“   

b) Nach Absatz 1 wird ein neuer Absatz 
1a eingefügt: 
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„(1a) Zoos sind dauerhafte Tiergehe-
ge, in denen lebende Tiere wild le-
bender Arten zwecks Zurschaustel-
lung während eines Zeitraumes von 
mindestens sieben Tagen im Jahr 
gehalten werden. Nicht als Zoo gel-
ten: 

  

1. Zirkusse,   

2. Tierhandlungen,   

3. Gehege zur Haltung von im Gel-
tungsbereich des Bundesjagdge-
setzes heimischem Schalenwild 
oder 

  

4. Einrichtungen im Sinne von Satz 
1, in denen nicht mehr als fünf 
Tiere anderer wild lebender Arten 
gehalten werden.“ 

  

c) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt neu ge-
fasst und folgender Satz 2 angefügt: 

  

„Die Errichtung, Änderung und der 
Betrieb von Tiergehegen bedürfen 
der Genehmigung durch die untere 
Naturschutzbehörde im Einverneh-
men mit der örtlich zuständigen Tier-
schutzbehörde. Bei Tiergehegen, in 
denen besonders oder streng ge-
schützte Arten nach § 10 a Abs. 2 
Nr. 10 und 11 des Bundesnatur-
schutzgesetzes gehalten werden sol-
len, ist das Einvernehmen mit der o-
beren Naturschutzbehörde herzustel-
len.“ 

  

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert:   

aa) Satz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:   

„1. die Tiere so gehalten werden, 
dass den biologischen und 
den Erhaltungsbedürfnissen 
der jeweiligen Art Rechnung 
getragen wird, insbesondere 
die jeweiligen Gehege nach 
Lage, Größe, Gestaltung und 
inneren Einrichtungen verhal-
tensgerecht ausgestaltet sind.“ 

  

bb) Satz 2 Nr. 2 wird wie folgt geän-
dert: 

  

„2. gewährleistet ist, dass die Hal-   



Drucksache 15/2633 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode 

 

 - 38 - 

tung der Tiere stets hohen An-
forderungen genügt, die Tiere 
den Anforderungen des Tier-
schutzes und der Tierseu-
chenhygiene entsprechend 
untergebracht, ernährt, ge-
pflegt und fachkundig betreut 
werden und ein gut durch-
dachtes Programm zur tier-
medizinischen Vorbeugung 
und Behandlung sowie zur 
artgemäßen Ernährung und 
Pflege vorliegt,“ 

cc) Satz 2 Nr. 5 wird wie folgt gefasst:   

„5. von dem Tiergehege keine 
Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit ausgehen, insbe-
sondere dem Entweichen von 
Tieren vorgebeugt wird,“ 

  

dd) In Satz 2 Nr. 7 wird der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und fol-
gende Nummern 8 bis 10 ange-
fügt: 

  

„8. dem Eindringen von Schador-
ganismen vorgebeugt wird, 

  

9. in Zoos die Aufklärung und 
das Bewusstsein der Öffent-
lichkeit in Bezug auf den Er-
halt der biologischen Vielfalt, 
insbesondere durch Informati-
onen über die zur Schau ge-
stellten Arten und ihre natürli-
chen Lebensräume gefördert 
werden und 

  

10. Zoos sich zumindest an einer 
der nachfolgenden genannten 
Aufgaben beteiligen: 

  

a) Forschungsaktivitäten, die zur Erhal-
tung der Arten beitragen, einschließ-
lich dem Austausch von Informatio-
nen über die Arterhaltung, 

  

b) der Aufzucht in Gefangenschaft, der 
Bestandserneuerung und der Wie-
dereinbürgerung von Arten in ihrem 
natürlichen Lebensraum oder 

  

c) der Ausbildung in erhaltungsspezifi-
schen Kenntnissen und Fertigkeiten.“ 
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ee) In Satz 4 wird nach den Worten 
„in einem Gehegebuch“ das Wort 
„unverzüglich“ eingefügt. 

  

ff) Folgende Sätze 5 und 6 werden 
angefügt: 

  

„Die Einhaltung der Betriebser-
laubnis ist durch regelmäßige In-
spektionen zu überwachen und 
sicher zu stellen. Den Natur-
schutzbehörden sind alle notwen-
digen Auskünfte zu erteilen und 
Unterlagen vorzulegen.“ 

  

e) Absatz 4 wird um folgenden Satz 2 
ergänzt: 

  

„In diesem Fall sind die erforderlichen 
Maßnahmen anzuordnen, um die be-
troffenen Tiere im Einklang mit den 
Bestimmungen des Artenschutz- und 
des Tierschutzrechts anderweitig un-
terzubringen oder zu beseitigen.“ 

  

   

  40. § 28 wird gestrichen. 

   

  41. In § 29 Abs. 1 wird folgender Satz an-
gefügt: 

  „Das Betreten erfolgt auf eigene Ge-
fahr.“ 

   

  42. § 29 a wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Nummer 3 werden nach dem 
Wort „eignen“ die Worte „und 
in denen ein nachhaltiger Tou-
rismus angestrebt wird,“ ange-
fügt. 

  bb) Nummer 4 erhält folgende Fas-
sung: 

  „4. nach den Erfordernissen der 
Raumordnung für den Tou-
rismus vorgesehen ist;“ 

  cc) Nummer 5 erhält folgende Fas-
sung: 
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  „5. der Erhaltung, Entwicklung 
oder Wiederherstellung ei-
ner durch vielfältige Nut-
zung geprägten Landschaft 
und ihrer Arten- und Bio-
topvielfalt dienen und in de-
nen zu diesem Zweck eine 
dauerhaft umweltgerechte 
Landnutzung angestrebt 
wird,“ 

  dd) Folgende neue Nummer 6 wird 
angefügt: 

  „6. besonders dazu geeignet 
sind, eine nachhaltige Regi-
onalentwicklung zu för-
dern.“ 

  b) In Absatz 3 wird folgender Satz 4 
angefügt: 

  „Naturparke sollen entsprechend 
ihren in Absatz 2 beschriebenen 
Zwecken unter Beachtung der Ziele 
und Grundsätze des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege ge-
plant, gegliedert, erschlossen und 
weiterentwickelt werden.“ 

   

26. § 31 wird wie folgt geändert:  43.  unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „unte-
ren Naturschutzbehörde“ durch das 
Wort „Gemeinde“ ersetzt. 

  

b) In Absatz 3 werden die Worte „untere 
Naturschutzbehörde“ durch das Wort 
„Gemeinde“ ersetzt. 

  

   

  44. § 35 wird wie folgt geändert 

  a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  aa) Die Bezeichnung „oberste Na-
turschutzbehörde“ wird durch 
die Bezeichnung „untere Natur-
schutzbehörde“ ersetzt. 

 bb) Folgender neuer Satz 4 wird 
eingefügt: 

 „Eine Sondernutzung auf ge-
meindefreiem Gebiet ist nur 
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nach Zustimmung des Staatli-
chen Umweltamtes zulässig.“ 

  b) In Absatz 2 wird die Bezeichnung 
„oberste Naturschutzbehörde“ 
durch die Bezeichnung „untere Na-
turschutzbehörde“ ersetzt. 

  c) In Absatz 4 wird die Bezeichnung 
„oberste Naturschutzbehörde“ 
durch die Bezeichnung „untere Na-
turschutzbehörde“ ersetzt. 

   

27. In § 36 Abs. 3 werden die Worte „untere 
Naturschutzbehörde“ durch das Wort 
„Gemeinde“ ersetzt. 

 45.  unverändert 

   

28. § 37 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  46.  unverändert 

a) Folgender Satz 2 wird eingefügt:   

„Dies gilt auch, wenn der Sportboot-
hafen teilweise innerhalb von nicht 
eingemeindeten Gewässern errichtet 
oder wesentlich geändert werden soll; 
Satz 3 Nr. 1 ist insoweit nicht anzu-
wenden.“ 

  

b) Im neuen Satz 3 wird in Nummer 2 
das Wort „und“ am Satzende durch 
ein Komma ersetzt und folgende 
neue Nummer 3 eingefügt: 

  

„3. der Sportboothafen einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach dem Landes-UVP-Gesetz 
unterzogen worden ist und“ 

  

Die bisherige Nummer 3 wird Num-
mer 4. 

  

   

29. In § 38 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „o-
berste“ durch das Wort „ untere“ ersetzt. 

 47.  unverändert 

   

30. Nach § 38 wird folgender § 38 a einge-
fügt: 

 48.  unverändert 
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„§ 38 a 
Skipisten, Skilifte, Seilbahnen 

  

Die Errichtung, der Betrieb sowie die we-
sentliche Änderung von Skipisten, Skilif-
ten, Seilbahnen und zugehörigen Einrich-
tungen bedürfen der Genehmigung der 
unteren Naturschutzbehörde. Bei der 
Genehmigung ist die Umweltverträglich-
keitsprüfung entsprechend den Vorschrif-
ten des Landes-UVP-Gesetzes durchzu-
führen. § 14 Abs. 2 und 3 gilt entspre-
chend.“ 

  

   

31. In § 39 Abs. 1 wird Satz 1 wie folgt neu 
gefasst: 

 49.  unverändert 

„Eigentümerinnen oder Eigentümer sowie 
Nutzungsberechtigte von Grundstücken 
haben vorgeschriebene oder zugelasse-
ne Maßnahmen nach dem Bundesnatur-
schutzgesetz, nach diesem Gesetz und 
den aufgrund dieser Gesetze erlassenen 
Verordnungen sowie das Betreten von 
Grundstücken im Zusammenhang mit 
diesen Maßnahmen nach Absprache zu 
dulden.“ 

  

   

32. § 40 wird wie folgt geändert:  50. § 40 wird wie folgt geändert: 

  a) Nach Absatz 2 wird folgender neu-
er Absatz 3 eingefügt: 

  „(3) Das Vorkaufsrecht wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass in 
dem Veräußerungsvertrag ein ge-
ringeres als das vereinbarte Ent-
gelt beurkundet wird. Der zustän-
digen Landesbehörde gegenüber 
gilt das beurkundete Entgelt als 
vereinbart." 

  b) Die bisherigen Absätze 3 bis 6 
werden die neuen Absätze 4 bis 7. 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  c)  Der neue Absatz 4 erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Das Vorkaufsrecht wird durch die 
obere Naturschutzbehörde ausgeübt.“ 

 „(4) Das Vorkaufsrecht wird durch die 
obere Naturschutzbehörde ausgeübt.“ 

b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:  d)  Der neue Absatz 5 erhält folgende 
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Fassung: 

„§ 28 des Baugesetzbuchs ist ent-
sprechend anzuwenden.“ 

 „(5) Die beurkundende Notarin o-
der der beurkundende Notar hat 
den Inhalt des geschlossenen Ver-
trages der oberen Naturschutzbe-
hörde unverzüglich mitzuteilen. § 
28 Abs. 1 Satz 2 des Baugesetz-
buchs ist entsprechend anzuwenden. 
Die §§ 463 bis 469, 471, 1098 Abs. 
2, §§ 1099 bis 1102 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches sind anzuwen-
den.“ 

 e) Im neuen Absatz 7 werden nach 
den Worten „öffentlichen Rechtes“ 
ein Komma und die Worte „sonsti-
gen Naturschutzstiftungen“ einge-
fügt. 

   

33. § 42 wird wie folgt geändert:  51. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  a)  unverändert 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:   

„Dies gilt, soweit die Beschrän-
kung der wirtschaftlichen Nutz-
barkeit nicht durch anderweitige 
Maßnahmen vollständig oder teil-
weise ausgeglichen werden 
kann.“ 

  

bb) Folgende Sätze 3 bis 8 werden 
angefügt: 

  

„Über die Entschädigung ist zu-
mindest dem Grunde nach in Ver-
bindung mit der nutzungsbe-
schränkenden Maßnahme im Ein-
zelfall durch die zuständige Na-
turschutzbehörde zu entscheiden. 
In den Fällen des § 15 a Abs. 5, 
des § 15 b Abs. 3 und des § 54 
Abs. 1, 2 und 4, erster Halbsatz 
ist die Entscheidung durch die 
obere Naturschutzbehörde in 
Verbindung mit der Versagung 
der Ausnahme oder Befreiung zu 
treffen. Zur Leistung der Entschä-
digung ist der Träger der öffentli-
chen Verwaltung verpflichtet, des-
sen Behörde die nutzungsbe-
schränkende Rechtsvorschrift o-
der Maßnahme erlassen oder an-
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geordnet hat. Soweit das Land zur 
Entschädigung verpflichtet ist, ist 
für die Leistung und Festsetzung 
der Entschädigung einschließlich 
der Ausübung der Rechte nach 
Absatz 3 und 4 die obere Natur-
schutzbehörde zuständig. Das 
Land ist auch zur Entschädigung 
verpflichtet im Falle der Versa-
gung der Zustimmung zu einer 
Befreiung nach § 54 Abs. 4, erster 
Halbsatz. Entsprechendes gilt für 
die untere Naturschutzbehörde im 
Falle des § 54 Abs. 4, zweiter 
Halbsatz. 

 b)  Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

  „(5) Der Enteignungsbegünstigte 
kann von dem durch eine entschä-
digungspflichtige Maßnahme nach 
Absatz 1 betroffenen Eigentümer 
die Eintragung einer beschränkt 
persönlichen Dienstbarkeit oder 
Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt 
verlangen, dass die Nutzung, für 
die die Entschädigung gezahlt 
werden soll, auf dem Grundstück 
nicht mehr ausgeübt werden 
kann.“ 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt:   (entfällt) 

„(6) Für Ansprüche aus § 42 ist der 
Verwaltungsrechtsweg eröffnet.“ 

  

   

34. § 43 wird wie folgt geändert:  52. § 43 erhält folgende Fassung: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„§ 42 Abs. 1 Satz 3 und 4 gilt ent-
sprechend.“ 

 

b) Folgende Sätze 3 und 4 werden an-
gefügt: 

 

„Soweit das Land zum Härteausgleich 
verpflichtet ist, ist die obere Natur-
schutzbehörde zuständig. Für diese 
Ansprüche ist der Verwaltungs-
rechtsweg eröffnet.“ 

 

„Wird durch Maßnahmen des Natur-
schutzes dem Eigentümer oder einem 
anderen Berechtigten ein wirtschaftli-
cher Nachteil zugefügt, der für den Be-
troffenen in seinen persönlichen Le-
bensumständen, insbesondere im 
wirtschaftlichen und sozialen Bereich, 
eine besonderte Härte bedeutet, ohne 
dass nach § 42 eine Entschädigung zu 
leisten ist, so kann dem Betroffenen 
auf Antrag ein Härteausgleich in Geld 
gewährt werden, soweit dies zur Ver-
meidung oder zum Ausgleich der be-
sonderen Härte geboten erscheint. § 
42 Abs. 1 Satz 3 und 4 gilt entspre-
chend. Soweit das Land zum Härte-
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ausgleich verpflichtet ist, ist die obere 
Naturschutzbehörde zuständig.“ 

   

35. § 45 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:  53.  unverändert 

„2. das Landesamt für Natur und Umwelt 
als obere Naturschutzbehörde,“ 

  

   

36. § 45 a wird wie folgt geändert:  54.  unverändert 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden nach den 
Worten „Gemeinde gehören“ die Wor-
te „mit Ausnahme des gemeindefrei-
en Gebietes Sachsenwald und des 
Forstgutsbezirks Buchholz,“ angefügt. 

  

b) In Absatz 2 werden die Worte „Ämter 
für Land- und Wasserwirtschaft“ 
durch die Worte „Staatlichen Umwelt-
ämter“ ersetzt. 

  

   

37. § 45 b wird wie folgt geändert:  55.  unverändert 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:   

„1. für die Durchführung der Verfah-
ren nach § 17 und § 16 Abs. 3 
Satz 2,“ 

  

b) In Nummer 5 werden die Worte „ein-
schließlich der Durchführung ökologi-
scher Umweltbeobachtungen (Moni-
toring),“angefügt. 

  

c) In Nummer 6 werden nach dem Wort 
„Öffentlichkeit“ die Worte „einschließ-
lich der Durchführung von Bildungs-
arbeit und der Lenkung des Besu-
cherverkehrs“ eingefügt: 

  

   

38. In § 45 c wird Absatz 2 Satz 1 durch fol-
gende Sätze ersetzt: 

 56.  unverändert 

„Die untere Naturschutzbehörde kann mit 
Zustimmung der obersten Naturschutz-
behörde durch Verordnung auf Antrag die 
Amtsvorsteherin oder den Amtsvorsteher 
eines Amtes oder die Bürgermeisterin 
oder den Bürgermeister einer Gemeinde 
zum Erlass von Verordnungen nach den 
§§ 18 bis 21 ermächtigen. Die zu er-
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mächtigende Fachbehörde muss über 
geeignetes Fachpersonal verfügen.“ 

   

39. § 47 wird wie folgt geändert:  57. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  a) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„Der Stiftungsvorstand besteht aus 
einer Vorsitzenden oder einem Vor-
sitzenden und zwei stellvertretenden 
Mitgliedern, die von der Ministerin 
oder dem Minister für Umwelt, Natur 
und Forsten auf Vorschlag des Stif-
tungsrates berufen werden.“ 

 „(6) Der Stiftungsvorstand besteht 
aus einer Vorsitzenden oder einem 
Vorsitzenden und höchstens zwei 
stellvertretenden Mitgliedern, die von 
der Ministerin oder dem Minister für 
Umwelt, Naturschutz und Landwirt-
schaft auf Vorschlag des Stiftungsra-
tes berufen werden. Nach näherer 
Regelung in der Satzung führt der 
Vorstand die Geschäfte und vertritt 
die Stiftung gerichtlich und außer-
gerichtlich.“ 

b) Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt gefasst:  b) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„Sie sind ehrenamtlich tätig und wer-
den von der Ministerin oder dem Mi-
nister für Umwelt, Natur und Forsten 
berufen.“ 

 „(7) Der Stiftungsrat soll aus nicht 
mehr als 15 Mitgliedern bestehen. 
Sie sind ehrenamtlich tätig und wer-
den von der Ministerin oder dem Mi-
nister für Umwelt, Naturschutz und 
Landwirtschaft berufen. Nach Maß-
gabe der Satzung nimmt der Stif-
tungsrat alle Angelegenheiten der 
Stiftung wahr, soweit sie nicht auf 
die Vorsitzende oder den Vorsit-
zenden oder den Vorstand über-
tragen worden sind. Der Stiftungs-
rat erlässt die Satzung (Absatz 2), 
wählt den Vorstand und beschließt 
den Haushalt; die Beschlüsse be-
dürfen der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde (§ 45 Abs. 1 Nr. 1).“ 

   

  58. In § 48 Abs. 3 wird die Angabe „§ 29 
des Bundesnaturschutzgesetzes an-
erkannten Naturschutzverbände“ ge-
strichen und durch die Angabe „§ 59 
des Bundesnaturschutzgesetzes so-
wie § 51 dieses Gesetzes anerkannten 
Naturschutzvereine“ ersetzt. 

   

  59. In 49 Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe „§ 
29 des Bundesnaturschutzgesetzes 
anerkannten Naturschutzverbände“ 
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gestrichen und durch die Angabe „§ 
59 des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie § 51 dieses Gesetzes anerkann-
ten Naturschutzvereine“ ersetzt. 

   

40. In § 50 b Abs. 5 wird die Angabe „§ 9 
Abs. 2 Nr. 5 Landesdatenschutzgesetz“ 
durch die Angabe „§ 11 Landesdaten-
schutzgesetz“ ersetzt. 

 60.  unverändert 

   

  61. Die Bezeichnung des Unterabschnit-
tes 2 erhält folgende Fassung: 

  
„Unterabschnitt 2 

Beteiligung der anerkannten 
Vereine im Verwaltungsver-

fahren, Rechtsbehelfe“ 

   

  62. § 51 wird neu gefasst: 

  
„§ 51 

Anerkannte Vereine, Aner-
kennungsvoraussetzungen 

  (1) Die Anerkennung eines Vereines 
wird auf Antrag erteilt. Sie ist zu ertei-
len, wenn der Verein 

  1. nach seiner Satzung ideell und 
nicht nur vorübergehend vorwie-
gend die Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege fördert, 

  2. einen Tätigkeitsbereich hat, der 
sich auf das Gebiet des Landes er-
streckt, 

  3. im Zeitpunkt der Anerkennung 
mindestens drei Jahre besteht und 
in diesem Zeitraum im Sinne der 
Nummer 1 tätig gewesen ist, 

  4. die Gewähr für eine sachgerechte 
Aufgabenerfüllung bietet; dabei 
sind Art und Umfang seiner bishe-
rigen Tätigkeit, der Mitgliederkreis 
sowie die Leistungsfähigkeit des 
Vereines zu berücksichtigen, 



Drucksache 15/2633 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode 

 

 - 48 - 

  5. wegen Verfolgung gemeinnütziger 
Zwecke nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des 
Körperschaftssteuergesetzes von 
der Körperschaftssteuer befreit ist 
und 

  6. den Eintritt als Mitglied, das in der 
Mitgliederversammlung volles 
Stimmrecht hat, jedermann ermög-
licht, der die Ziele des Vereins un-
terstützt. Bei Vereinen, deren Mit-
glieder ausschließlich juristische 
Personen sind, kann von der in 
Satz 2 Nr. 6 genannten Vorausset-
zung abgesehen werden, sofern 
die Mehrzahl dieser juristischen 
Personen diese Voraussetzung er-
füllt. 

  In der Anerkennung ist der satzungs-
gemäße Aufgabenbereich, für den die 
Anerkennung gilt, zu bezeichnen. 

  (2) Die Anerkennung wird durch das 
Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Landwirtschaft ausgesprochen. 

 (3) Einem vom Land anerkannten Ver-
ein ist Gelegenheit zur Stellungnahme 
und zur Einsicht in die einschlägigen 
Sachverständigengutachten zu geben 

  1. bei der Vorbereitung von Verord-
nungen und anderen im Rang un-
ter dem Gesetz stehenden Rechts-
vorschriften der für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständi-
gen Behörde, 

  2. bei der Vorbereitung von Pro-
grammen und Plänen im Sinne der 
§§ 4 a bis 6, 

  3. bei der Vorbereitung von Plänen im 
Sinne des § 35 Satz 1 Nr. 2 (sonsti-
ge FFH-relevante Pläne) des Bun-
desnaturschutzgesetzes, 

  4. bei der Vorbereitung von Pro-
grammen staatlicher und sonstiger 
öffentlicher Stellen zur Wiederan-
siedlung von Tieren und Pflanzen 
verdrängter wild lebender Arten in 
der freien Natur, 

  5. vor Befreiungen von Verboten und 
Geboten zum Schutz von Natur-
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schutzgebieten, Nationalparken, 
Biosphärenreservaten, und sonsti-
gen Schutzgebieten im Rahmen 
des § 20 d Abs. 2, 

  6. in Planfeststellungsverfahren, die 
von Landesbehörden oder sonsti-
gen Behörden im Auftrag zur Erfül-
lung nach Weisung durchgeführt 
werden, soweit es sich um Vorha-
ben handelt, die mit Eingriffen in 
Natur und Landschaft verbunden 
sind, 

  7. bei Plangenehmigungen, die von 
Landesbehörden erlassen werden, 
die an die Stelle einer Planfeststel-
lung im Sinne der Nummer 6 tre-
ten, soweit eine Öffentlichkeitsbe-
teiligung nach § 17 Abs. 1 b des 
Bundesfernstraßengesetzes vor-
gesehen ist. 

  (4) Das Ministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Landwirtschaft kann durch 
Verordnung festlegen, dass 

  1. die Mitwirkung anerkannter Verei-
ne auch in anderen Verfahren er-
folgt, soweit die Mitwirkung auf 
landesrechtlichen Vorschriften be-
ruht sowie 

  2. in Fällen, in denen Auswirkungen 
auf Natur und Landschaft nicht o-
der nur im geringfügigen Umfang 
oder Ausmaß zu erwarten sind, 
von einer Mitwirkung abgesehen 
werden kann.“ 

   

  63. § 51 a bis c sowie § 52 werden die 
Worte „Verband“ und „Naturschutz-
verband“ in ihrer unterschiedlichen 
sprachlichen Form jeweils durch die 
Worte „Verein“ und „Naturschutzver-
ein“ in der sprachlich zutreffenden 
Form ersetzt. 

   

  64. § 51 a wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz 1 Satz 1 werden die An-
gaben „§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 
und 4 des Bundesnaturschutzge-
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setzes“ und „§ 29 des Bundesna-
turschutzgesetzes“ jeweils durch 
die Angaben „§ 59 des Bundesna-
turschutzgesetzes sowie § 51 die-
ses Gesetzes“ ersetzt. 

  b) In Absatz 2 werden die Angaben „§ 
29 Abs. 1 des Bundesnaturschutz-
gesetzes“ und „§ 29 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 oder 2 des Bundesnatur-
schutzgesetzes“ jeweils durch die 
Angaben „§ 58 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie § 51 dieses 
Gesetzes“ ersetzt. Die Angabe „§ 
29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Bundes-
naturschutzgesetzes“ wird durch 
die Angabe „§ 58 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie § 51 Abs. 1 Nr. 6 und 7 die-
ses Gesetzes“ ersetzt. 

   

41. In § 51 b wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

 65. § 51 b wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 
„§ 29 des Bundesnaturschutzge-
setzes“ durch die Angabe „§ 59 
des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie § 51 dieses Gesetzes“ er-
setzt. 

  b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„§ 29 Absatz 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes“ durch die Angabe 
„§ 58 des Bundesnaturschutzge-
setzes sowie § 51 dieses Geset-
zes“ ersetzt. 

  c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend 
für das Verfahren bei der Prüfung der 
Verträglichkeit von Plänen und Projekten 
nach § 20 e.“ 

 „(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten ent-
sprechend für das Verfahren bei der 
Prüfung der Verträglichkeit von Plä-
nen und Projekten nach § 20 e.“ 

   

42. In § 51 c Abs. 2 Nr. 1 wird nach dem 
Wort „Bundesnaturschutzgesetzes“ die 
Angabe „oder nach § 51 b Abs. 4“ einge-
fügt. 

 66. § 51 c erhält folgende Fassung: 

„Ein nach § 51 anerkannter Natur-
schutzverein kann in den Fällen des § 
61 Abs. 1 des Bundesnaturschutzge-
setzes Rechtsbehelfe nach Maßgabe 
der Verwaltungsgerichtsordnung ein-
legen, ohne eine Verletzung eigener 
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Rechte darlegen zu müssen. Die wei-
teren Voraussetzungen für die Einle-
gung des Rechtsbehelfe ergeben sich 
aus § 61 Abs. 2 bis 4 des Bundesna-
turschutzgesetzes.“ 

   

  67. § 52 wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 29 
Absatz 1 des Bundesnatur-
schutzgesetzes“ durch die An-
gabe „§ 59 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie § 51 die-
ses Gesetzes“ ersetzt. Das Se-
mikolon wird durch einen Punkt 
ersetzt. Der Halbsatz „eine Kla-
gebefugnis nach § 51 c besteht 
nicht.“ wird gestrichen. 

  bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 29 
des Bundesnaturschutzgeset-
zes“ durch die Angabe „§ 59 
des Bundesnaturschutzgeset-
zes sowie § 51 dieses Geset-
zes“ ersetzt. Die Angabe „§ 29 
Abs. 1 des Bundesnaturschutz-
gesetzes“ wird jeweils durch 
die Angabe „§ 59 des Bundes-
naturschutzgesetzes sowie § 51 
dieses Gesetzes“ ersetzt. 

  b) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe 
„§ 29 des Bundesnaturschutzge-
setzes“ durch die Angabe „§ 59 
des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie § 51 dieses Gesetzes“ er-
setzt. 

   

43. § 53 wird wie folgt geändert:  68.  unverändert 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem 
Wort „Städte,“ die Bezeichnung 
„amtsfreien“ eingefügt. 

  

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:   

aa) In Nummer 3 wird der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und folgende 
neue Nummer 4 angefügt: 

  

„4. in einer Verordnung nur die 
Erhaltungsziele für ein Gebiet 
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nach § 20 d Abs. 1 und die 
Schutzerklärung nach § 20 d 
Abs. 1 aufgenommen werden 
soll.“ 

bb) Satz 4 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

  

„Die betroffenen Eigentümerinnen 
oder Eigentümer, Nutzungsbe-
rechtigten und Gemeinden sind 
innerhalb einer angemessenen 
Frist anzuhören. Dies gilt nicht im 
Falle des Satzes 1 Nr. 1.“ 

  

   

44. In § 54 Abs. 4 werden die Worte „obers-
ten Naturschutzbehörde“ durch die Worte 
„oberen Naturschutzbehörde“ ersetzt. 

 69. § 54 Abs. 4 wird geändert: 

  a) Im 1. Halbsatz werden nach den 
Worten „untere Naturschutzbehör-
de“ die Worte „mit Ausnahme von 
Verordnungen nach § 18“ einge-
fügt. 

  b) In § 54 Abs. 4 werden die Worte „o-
bersten Naturschutzbehörde“ durch 
die Worte „oberen Naturschutzbehör-
de“ ersetzt. 

   

45. § 54 a Abs. 2 erhält folgende Fassung:  70.  unverändert 

„(2) Unbeachtlich sind   

1. eine Verletzung der in § 53 bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, 

  

2. Mängel der Abwägung,    

wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 
Jahres gegenüber der Naturschutzbe-
hörde oder Gemeinde geltend gemacht 
worden sind, die die Rechtsvorschrift er-
lassen hat. Das Gleiche gilt für Mängel in 
der Beschreibung des Schutzzwecks. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen.“ 

  

   

46. § 57 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt geändert:  71. § 57 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:  a) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 
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„3. entgegen § 7 a Abs. 1 Eingriffe 
der in § 7 Abs. 2 Nr. 1 bis 11 be-
zeichneten Art ohne Genehmi-
gung beginnt oder trotz Untersa-
gung fortsetzt oder durchführt,“ 

 „3. entgegen § 7 a Abs. 1 Eingriffe 
der in § 7 Abs. 2 Nr. 1 bis 12 be-
zeichneten Art ohne Genehmi-
gung beginnt oder trotz Untersa-
gung fortsetzt oder durchführt,“ 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:  b) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

„6. entgegen § 15 a einen gesetzlich 
geschützten Biotop zerstört, be-
schädigt, sonst erheblich beein-
trächtigt oder den charakteristi-
schen Zustand verändert,“ 

 „6. entgegen § 15 a einen gesetzlich 
geschützten Biotop zerstört, be-
schädigt, sonst erheblich beein-
trächtigt oder den charakteristi-
schen Zustand verändert,“ 

c) Nach Nummer 7 wird folgende Num-
mer 7 a eingefügt: 

 c)  unverändert 

„7a. entgegen § 20 d Abs. 4 unbefugt 
Handlungen vornimmt, die zu 
erheblichen Beeinträchtigungen 
eines gemeldeten Gebietes oder 
der in einem Konzertierungsge-
biet vorkommenden prioritären 
Biotope oder prioritären Arten 
führen können,“ 

  

  d) Nummer 12 erhält folgende Fas-
sung: 

  „12. entgegen § 24 Abs. 5 Tiere o-
der Pflanzen außerhalb ihres 
natürlichen Verbreitungsge-
bietes ohne die erforderliche 
Genehmigung in der freien Na-
tur ansiedelt oder aussetzt,“ 

  e) In Nummer 13 wird die Angabe „§ 
24 Abs. 1 Nr. 5“ durch die Angabe 
„§ 24 Abs. 1 Nr. 4“ ersetzt. 

  f) Nummer 14 erhält folgende Fas-
sung: 

  „14. entgegen § 24 Abs. 1 Nr. 5 
Bäume mit Bruthöhlen des 
Schwarzspechts oder ähnlich 
großen Bruthöhlen oder mit 
Nestern oder Horsten von 
Schwarzstörchen, Graureihern 
und Greifvögeln abholzt, Brut- 
und Nistplätze des Kranichs 
beschädigt oder zerstört, die 
genannten Bruthöhlen, Nester, 
Horste oder Brut- und Nist-
plätze durch Abholzung der 
unmittelbaren Umgebung ge-
fährdet oder in einem Umkreis 
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von 100 Metern um die ge-
nannten Bäume oder Brut- 
und Nistplätze in der Zeit vom 
1. Januar bis 31. Juli betritt,“ 

d) Nach Nummer 14 wird folgende 
Nummer 14 a eingefügt: 

 g)  unverändert 

„14a. entgegen § 24 Abs. 4 unbefugt 
in der Zeit vom 15. März bis 
zum 30. September Bäume, 
Knicks, Hecken, Gebüsch, Röh-
richtbestände oder sonstige 
Gehölze fällt, rodet, auf den 
Stock setzt oder auf andere 
Weise beseitigt,“ 

  

e) In Nummer 17 werden nach dem 
Wort „Tiergehege“ die Worte „ oder 
Zoos“ eingefügt. 

 h)  unverändert 

   

47. § 57 a Abs. 1 erhält folgende Fassung:  72.  unverändert 

„(1) Die Ordnungswidrigkeit kann geahn-
det werden 

  

1. in den Fällen des § 57 Abs. 1 Nr. 1, 6, 
7, 8, 15, 17 und 23 mit einer Geldbu-
ße bis zu 50.000 Euro, 

  

2. in den übrigen Fällen mit einer Geld-
buße bis zu 5.000 Euro.“ 

  

   

  73. § 57 b Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

  „(1) Ordnungswidrig handelt ferner, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 
Vorschrift über Naturdenkmale oder 
Naturschutzgebiete nach § 16 des 
Reichsnaturschutzgesetzes vom 26. 
Juni 1935 (RGBl. I S. 821), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 25. Februar 
1971 (GVOBl. Schl.-H. S. 66), oder ei-
ner Verordnung über Naturdenkmale 
oder Naturschutzgebiete nach § 15 
Abs. 1 des Reichsnaturschutzgeset-
zes, oder einer Verordnung über ge-
schützte Landschaftsteile oder Land-
schaftsschutzgebiete nach §§ 5 und 
19 des Reichsnaturschutzgesetzes, 
zuwiderhandelt.“ 
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48. In § 58 b Abs. 1 Satz 1 wird das Wort 
„Beschränkungen“ durch das Wort „Ver-
bote“ ersetzt. 

 74.  unverändert 

   

49. In § 58 c Abs. 1 Satz 1 wird das Wort 
„Beschränkungen“ durch das Wort „Ver-
bote“ ersetzt. 

 75.  unverändert 

   

   

   

   

   

50. § 59 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:  76. § 59 wird wie folgt geändert: 

„(1) Tiergehege, die Zoos im Sinne des 
§ 27 Abs. 1 a sind, müssen spätestens 
am 9. April 2003 oder im Fall der Neuer-
richtung vor ihrer Eröffnung über eine 
Genehmigung verfügen.“ 

 a) Absatz 1 wird gestrichen. 

b) Die Absätze 2 bis 6 werden die Ab-
sätze 1 bis 5. 

   

51. § 60 wird gestrichen.  77. § 60 erhält folgende Fassung: 

  
„§ 60 

Übergangsvorschriften 

  (1) Für die vom Land nach § 29 des 
Bundesnaturschutzgesetzes in der bis 
zum 3. April 2002 geltenden Fassung 
anerkannten Vereine gilt § 51 ab dem 
In-Kraft-Treten dieses Gesetzes ent-
sprechend, soweit die Vereine auf-
grund von § 29 Abs. 1 Nr. 3 und 4 des 
bis zum 3. April 2002 geltenden Bun-
desnaturschutzgesetzes oder auf-
grund von landesrechtlichen Rege-
lungen im Rahmen des § 60 Abs. 2 Nr. 
5 und 6 zur Mitwirkung befugt sind. 
Für Verwaltungsakte, die auf Verwal-
tungsverfahren beruhen, die vor dem 
3. April 2002 begonnen worden und 
nicht in § 61 Abs. 1 aufgeführt sind, 
gelten die bis zu diesem Tag gelten-
den landesrechtlichen Regelungen 
über die Rechtsbehelfe von Vereinen 
fort. 
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  (2) § 9 Abs. 6 Satz 1 gilt nicht für An-
träge, die vor dem In-Kraft-Treten die-
ses Gesetzes begonnene Maßnahmen 
betreffen.“ 

   

   

Artikel 2 
Landesgesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung 

(Landes-UVP-Gesetz - LUVPG) 

  

   

Inhaltsübersicht  Inhaltsübersicht 

§ 1  Zweck des Gesetzes   unverändert 

§ 2  Begriffsbestimmungen   

§ 3  Anwendungsbereich   

§ 4  Feststellung der UVP-Pflicht   

§ 5  UVP-Pflicht aufgrund von Art, Größe 
und Leistung der Vorhaben 

  

§ 6  UVP-Pflicht im Einzelfall   

§ 7  Änderungen und Erweiterungen uvp-
pflichtiger Vorhaben 

  

§ 8  UVP-pflichtige Entwicklungs- und 
Erprobungsvorhaben 

  

§ 9  Unterrichtung über voraussichtlich 
beizubringende Unterlagen 

  

§ 10  Unterlagen des Trägers des Vorha-
bens 

  

§ 11  Beteiligung anderer Behörden   

§ 12  Grenzüberschreitende Behördenbetei-
ligung 

  

§ 13  Einbeziehung der Öffentlichkeit   

§ 14  Grenzüberschreitende Öffentlichkeits-
beteiligung 

  

§ 15  Grenzüberschreitende Behörden– und 
Öffentlichkeitsbeteiligung bei ausländi-
schen Vorhaben 

  

§ 16  Geheimhaltung und Datenschutz   



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode Drucksache 15/2633 

 

 - 57 - 

§ 17  Zusammenfassende Darstellung der 
Umweltauswirkungen 

  

§ 18  Bewertung der Umweltauswirkungen 
und Berücksichtigung des Ergebnisses 
bei der Entscheidung 

  

§ 19  Vorbescheid und Teilzulassung   

§ 20  Zulassung eines Vorhabens durch 
mehrere Behörden, Zuständigkeiten 

  

§ 21  Raumordnungsverfahren und Zulas-
sungsverfahren 

  

§ 22  Verwaltungsvorschriften   

§ 23  Übergangsvorschriften   

   

§ 1 
Zweck des Gesetzes 

 
§ 1 

Zweck des Gesetzes 

Zweck dieses Gesetzes ist es sicherzustel-
len, dass bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Vorhaben zur wirksamen Umwelt-
vorsorge nach einheitlichen Grundsätzen  

  unverändert 

1. die Auswirkungen auf die Umwelt frühzei-
tig und umfassend ermittelt, beschrieben 
und bewertet werden,  

  

2. das Ergebnis der Umweltverträglichkeits-
prüfung so früh wie möglich bei allen be-
hördlichen Entscheidungen über die Zu-
lässigkeit berücksichtigt wird. 

  

   

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein 
unselbstständiger Teil verwaltungsbehördli-
cher Verfahren, die der Entscheidung über 
die Zulässigkeit von Vorhaben dienen. Die 
Umweltverträglichkeitsprüfung umfasst die 
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der 
unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen 
eines Vorhabens auf  

  unverändert 

1. Menschen, Tiere und Pflanzen,   

2. Boden, Wasser, Luft, Klima und Land-
schaft, 
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3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter so-
wie 

  

4. die Wechselwirkung zwischen den vor-
genannten Schutzgütern. 

  

Sie wird unter Einbeziehung der Öffentlich-
keit durchgeführt. Wird über die Zulässigkeit 
eines Vorhabens im Rahmen mehrerer Ver-
fahren entschieden, werden die in diesen 
Verfahren durchgeführten Teilprüfungen zu 
einer Gesamtbewertung aller Umweltauswir-
kungen zusammengefasst. 

  

(2) Ein Vorhaben ist    

1. nach Maßgabe der Anlage 1   

a) die Errichtung und der Betrieb einer 
technischen Anlage, 

  

b) der Bau einer sonstigen Anlage,   

c) die Durchführung einer sonstigen in 
Natur und Landschaft eingreifenden 
Maßnahme, 

  

2. die Änderung, einschließlich der Erweite-
rung, 

  

a) der Lage, der Beschaffenheit oder 
des Betriebs einer technischen Anla-
ge, 

  

b) der Lage oder der Beschaffenheit ei-
ner sonstigen Anlage, 

  

c) der Durchführung einer sonstigen in 
Natur und Landschaft eingreifenden 
Maßnahme. 

  

(3) Entscheidungen im Sinne des Absatz 1 
Satz 1 sind 

  

1. Bewilligung, Erlaubnis, Genehmigung, 
Planfeststellungsbeschluss und sonstige 
behördliche Entscheidungen über die Zu-
lässigkeit von Vorhaben, die in einem 
Verwaltungsverfahren getroffen werden, 
mit Ausnahme von Anzeigeverfahren, 

  

2. Entscheidungen in vorgelagerten Verfah-
ren, die für anschließende Verfahren be-
achtlich sind. 
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§ 3 
Anwendungsbereich 

 
§ 3 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für die in der Anlage 1 
aufgeführten Vorhaben. Die Landesregierung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

  unverändert 

1. Vorhaben in die Anlage 1 aufzunehmen, 
die aufgrund ihrer Art, ihrer Größe oder 
ihres Standortes erhebliche Auswirkun-
gen auf die Umwelt haben können, 

  

2. Vorhaben unter Beachtung der Rechtsak-
te des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften aus der 
Anlage 1 herauszunehmen, die nach den 
vorliegenden Erkenntnissen keine erheb-
lichen Auswirkungen auf die Umwelt be-
sorgen lassen. 

  

   

§ 4 
Feststellung der UVP-Pflicht 

 
§ 4 

Feststellung der UVP-Pflicht 

Die zuständige Behörde stellt auf Antrag des 
Trägers eines Vorhabens oder anlässlich 
eines Ersuchens nach § 9, andernfalls nach 
Beginn des Verfahrens, das der Entschei-
dung über die Zulässigkeit des Vorhabens 
dient, auf der Grundlage geeigneter Angaben 
zum Vorhaben sowie eigener Informationen 
unverzüglich fest, ob nach den §§ 5 bis 8 für 
das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht. Diese Feststellung ist, sofern eine 
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 6 vorge-
nommen worden ist, der Öffentlichkeit nach 
den Bestimmungen des Umweltinformati-
onsgesetzes zugänglich zu machen; soll eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterbleiben, 
ist dies bekannt zu geben. Die Feststellung 
ist nicht selbständig anfechtbar. 

  unverändert 

   

§ 5 
UVP-Pflicht aufgrund Art, 

Größe und Leistung der Vor-
haben 

 
§ 5 

UVP-Pflicht aufgrund Art, 
Größe und Leistung der Vor-

haben 

(1) Die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht für ein 
in der Anlage 1 aufgeführtes Vorhaben, 

  unverändert 
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wenn die zur Bestimmung seiner Art genann-
ten Merkmale vorliegen. Sofern Größen- 
oder Leistungswerte angegeben sind, ist 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzu-
führen, wenn die Werte erreicht oder über-
schritten werden. 

(2) Die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht auch, 
wenn mehrere Vorhaben derselben Art, die 
gleichzeitig von demselben oder mehreren 
Trägern verwirklicht werden sollen und in 
einem engen Zusammenhang stehen (kumu-
lierende Vorhaben), zusammen die maßgeb-
lichen Größen- oder Leistungswerte errei-
chen oder überschreiten. Ein enger Zusam-
menhang ist gegeben, wenn diese Vorhaben  

  

1. als technische oder sonstige Anlagen auf 
demselben Betriebs- oder Baugelände 
liegen und mit gemeinsamen betriebli-
chen oder baulichen Einrichtungen ver-
bunden sind oder 

  

2. als sonstige in Natur und Landschaft ein-
greifende Maßnahmen in einem engen 
räumlichen Zusammenhang stehen, 

  

und wenn sie einem vergleichbaren Zweck 
dienen. Die Sätze 1 und 2 gelten nur für Vor-
haben, die für sich jeweils die Werte für die 
standortbezogene Vorprüfung oder, soweit 
eine solche nicht vorgesehen ist, die Werte 
für die allgemeine Vorprüfung nach Anlage 1 
erreichen oder überschreiten. 

  

(3) Wird der maßgebende Größen- oder 
Leistungswert durch die Änderung oder Er-
weiterung eines bestehenden bisher nicht 
UVP-pflichtigen Vorhabens erstmals erreicht 
oder überschritten, ist für die Änderung oder 
Erweiterung eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung unter Berücksichtigung der Umweltaus-
wirkungen des bestehenden bisher nicht 
UVP-pflichtigen Vorhabens durchzuführen. 
Bestehende Vorhaben sind auch kumulie-
rende Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 
Satz 1. Der in den jeweiligen Anwendungs-
bereich der Richtlinien 85/337/EWG (Abl. EG 
Nr. L 175/40) und 97/11/EG (Abl. EG Nr. L 
73/5) fallende, aber vor Ablauf der jeweiligen 
Umsetzungsfristen erreichte Bestand bleibt 
hinsichtlich des Erreichens oder Überschrei-
tens der Größen- oder Leistungswerte unbe-
rücksichtigt. Satz 1 gilt für die in der Anlage 1 
Nr. 2.2 und 2.3. genannten Vorhaben mit der 
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Maßgabe, dass neben einem engen räumli-
chen Zusammenhang auch ein enger zeitli-
cher Zusammenhang besteht. 

   

§ 6 
UVP-Pflicht im Einzelfall 

 
§ 6 

UVP-Pflicht im Einzelfall 

(1) Sofern in der Anlage 1 für ein Vorhaben 
eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 
vorgesehen ist, ist eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchzuführen, wenn das Vor-
haben nach Einschätzung der zuständigen 
Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung 
unter Berücksichtigung der in der Anlage 2 
aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 18 zu berücksichtigen wären. Sofern für ein 
Vorhaben mit geringer Größe oder Leistung 
eine standortbezogene Vorprüfung des Ein-
zelfalls vorgesehen ist, gilt Gleiches, wenn 
trotz der geringen Größe oder Leistung des 
Vorhabens nur aufgrund besonderer örtlicher 
Gegebenheiten gemäß den in der Anlage 2 
Nr. 2 aufgeführten Schutzkriterien erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind. Bei den Vorprüfungen ist zu berück-
sichtigen, inwieweit Umweltauswirkungen 
durch die vom Träger des Vorhabens vorge-
sehenen Vermeidungs- und Verminde-
rungsmaßnahmen offensichtlich ausge-
schlossen werden. Bei der allgemeinen Vor-
prüfung ist auch zu berücksichtigen, inwie-
weit Prüfwerte für Größe oder Leistung, die 
die Vorprüfung eröffnen, überschritten wer-
den. Für das Erreichen oder Überschreiten 
der Prüfwerte für Größe oder Leistung gilt 
§ 5 Abs. 2 und 3 mit der Maßgabe, dass die 
UVP-Pflicht nach Satz 1 bis 4 unberührt 
bleibt. 

  unverändert 

(2) Die in der Anlage 2 aufgeführten Kriterien 
sollen durch Rechtsverordnung der Landes-
regierung näher bestimmt werden. 

  

   

§ 7 
Änderungen und Erweiterun-
gen UVP-pflichtiger Vorhaben 

 
§ 7 

Änderungen und Erweiterun-
gen UVP-pflichtiger Vorhaben 

Die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht auch 

  unverändert 
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für die Änderung oder Erweiterung eines 
Vorhabens, für das als solches bereits eine 
UVP-Pflicht besteht, wenn  

1. in der Anlage 1 für das Vorhaben der 
Spalte 1 angegebene Größen- oder Leis-
tungswerte durch die Änderung oder Er-
weiterung selbst erreicht oder überschrit-
ten werden oder 

  

2. eine Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne 
des § 6 Abs. 1 Satz 1 und 3 ergibt, dass 
die Änderung oder Erweiterung erhebli-
che nachteilige Umweltauswirkungen ha-
ben kann; in die Vorprüfung sind auch 
frühere Änderungen oder Erweiterungen 
des UVP-pflichtigen Vorhabens einzube-
ziehen, für die nach der jeweils geltenden 
Fassung dieses Gesetzes keine Um-
weltweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt worden ist. 

  

   

§ 8 
UVP-pflichtige Entwicklungs- 

und Erprobungsvorhaben 

 
§ 8 

UVP-pflichtige Entwicklungs- 
und Erprobungsvorhaben 

(1) Sofern ein in der Anlage 1 Spalte 1 auf-
geführtes Vorhaben ausschließlich oder ü-
berwiegend der Entwicklung und Erprobung 
neuer Verfahren oder Erzeugnisse dient 
(Entwicklungs- und Erprobungsvorhaben) 
und nicht länger als zwei Jahre durchgeführt 
wird, kann von einer Umweltverträglichkeits-
prüfung abgesehen werden, wenn eine Vor-
prüfung des Einzelfalls nach § 6 Abs. 1 Satz 
1 unter besonderer Berücksichtigung der 
Durchführungsdauer ergibt, dass erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen des Vorha-
bens nicht zu besorgen sind. 

  unverändert 

(2) Für ein in der Anlage 1 Spalte 2 aufge-
führtes Vorhaben, das ein Entwicklungs- und 
Erprobungsvorhaben ist, gilt die allgemeine 
Regelung des § 6 Abs. 1. 
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§ 9 
Unterrichtung über voraus-

sichtlich beizubringende Un-
terlagen 

 
§ 9 

Unterrichtung über voraus-
sichtlich beizubringende Un-

terlagen 

Sofern der Träger eines Vorhabens die zu-
ständige Behörde vor Beginn des Verfah-
rens, das der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit des Vorhabens dient, darum ersucht 
oder sofern die zuständige Behörde es nach 
Beginn des Verfahrens für erforderlich hält, 
unterrichtet diese ihn entsprechend dem 
Planungsstand des Vorhabens und auf der 
Grundlage geeigneter Angaben zum Vorha-
ben frühzeitig über Inhalt und Umfang der 
voraussichtlich nach § 10 beizubringenden 
Unterlagen über die Umweltauswirkungen 
des Vorhabens. Vor der Unterrichtung gibt 
die zuständige Behörde dem Träger des 
Vorhabens, den nach § 11 zu beteiligenden 
Behörden sowie den nach §§ 59 und 60 des 
Bundesnaturschutzgesetzes anerkannten 
Verbänden Gelegenheit zu einer Bespre-
chung über Inhalt und Umfang der Unterla-
gen. Die Besprechung soll sich auch auf 
Gegenstand, Umfang und Methoden der 
Umweltverträglichkeitsprüfung sowie sonsti-
ge für die Durchführung der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung erhebliche Fragen erstre-
cken. Sachverständige und Dritte können 
hinzugezogen werden. Verfügen die zustän-
dige Behörde oder die zu beteiligenden Be-
hörden über Informationen, die für die Bei-
bringung der Unterlagen nach § 10 zweck-
dienlich sind, sollen sie diese Informationen 
dem Träger des Vorhabens zur Verfügung 
stellen. 

 Sofern der Träger eines Vorhabens die zu-
ständige Behörde vor Beginn des Verfah-
rens, das der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit des Vorhabens dient, darum ersucht 
oder sofern die zuständige Behörde es nach 
Beginn des Verfahrens für erforderlich hält, 
unterrichtet diese ihn entsprechend dem 
Planungsstand des Vorhabens und auf der 
Grundlage geeigneter Angaben zum Vorha-
ben frühzeitig über Inhalt und Umfang der 
voraussichtlich nach § 10 beizubringenden 
Unterlagen über die Umweltauswirkungen 
des Vorhabens. Vor der Unterrichtung gibt 
die zuständige Behörde dem Träger des 
Vorhabens, den nach § 11 zu beteiligenden 
Behörden sowie den nach § 59 des Bun-
desnaturschutzgesetzes und § 51 des 
Landesnaturschutzgesetzes anerkannten 
Vereinen Gelegenheit zu einer Besprechung 
über Inhalt und Umfang der Unterlagen. Die 
Besprechung soll sich auch auf Gegenstand, 
Umfang und Methoden der 
Umweltverträglichkeitsprüfung sowie 
sonstige für die Durchführung der 
Umweltverträglichkeitsprüfung erhebliche 
Fragen erstrecken. Sachverständige und 
Dritte können hinzugezogen werden. 
Verfügen die zuständige Behörde oder die zu 
beteiligenden Behörden über Informationen, 
die für die Beibringung der Unterlagen nach 
§ 10 zweckdienlich sind, sollen sie diese 
Informationen dem Träger des Vorhabens 
zur Verfügung stellen. 

   

§ 10 
Unterlagen des Trägers des 

Vorhabens 

 
§ 10 

Unterlagen des Trägers des 
Vorhabens 

(1) Der Träger des Vorhabens hat die ent-
scheidungserheblichen Unterlagen über die 
Umweltauswirkungen des Vorhabens der 
zuständigen Behörde zu Beginn des Verfah-
rens vorzulegen, in dem die Umweltverträg-
lichkeit geprüft wird. Setzt der Beginn des 
Verfahrens einen schriftlichen Antrag, die 
Einreichung eines Plans oder eine sonstige 
Handlung des Trägers des Vorhabens vor-
aus, sind die nach Satz 1 erforderlichen Un-

  unverändert 
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terlagen so rechtzeitig vorzulegen, dass sie 
mit den übrigen Unterlagen ausgelegt wer-
den können. Soweit die Unterlagen in digita-
lisierter Form vorliegen, soll die zuständige 
Behörde die Unterlagen dem Landesamt für 
Natur und Umwelt zur Verfügung stellen. 

(2) Inhalt und Umfang der Unterlagen nach 
Absatz 1 bestimmen sich nach den Rechts-
vorschriften, die für die Entscheidung über 
die Zulässigkeit des Vorhabens maßgebend 
sind. Die Absätze 3 und 4 sind anzuwenden, 
soweit die in diesen Absätzen genannten 
Unterlagen durch Rechtsvorschrift nicht im 
Einzelnen festgelegt sind. 

  

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 müssen 
zumindest folgende Angaben enthalten: 

  

1. Beschreibung des Vorhabens mit Anga-
ben über Standort, Art und Umfang sowie 
Bedarf an Grund und Boden, 

  

2. Beschreibung der Maßnahmen, mit de-
nen erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen des Vorhabens vermieden, 
vermindert oder, soweit möglich, ausge-
glichen werden, sowie der Ersatzmaß-
nahmen bei nicht ausgleichbaren, aber 
vorrangigen Eingriffen in Natur und Land-
schaft, 

  

3. Beschreibung der zu erwartenden erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
des Vorhabens unter Berücksichtigung 
des allgemeinen Kenntnisstandes und 
der allgemein anerkannten Prüfungsme-
thoden, 

  

4. Beschreibung der Umwelt und ihrer Be-
standteile im Einwirkungsbereich des 
Vorhabens unter Berücksichtigung des 
allgemeinen Kenntnisstandes und der 
allgemein anerkannten Prüfungsmetho-
den sowie Angaben zur Bevölkerung in 
diesem Bereich, soweit die Beschreibung 
und die Angaben zur Feststellung und 
Bewertung erheblicher nachteiliger Um-
weltauswirkungen des Vorhabens erfor-
derlich sind und ihre Beibringung für den 
Träger des Vorhabens zumutbar ist, 

  

5. Übersicht über die wichtigsten, vom Trä-
ger des Vorhabens geprüften anderweiti-
gen Lösungsmöglichkeiten und Angabe 
der wesentlichen Auswahlgründe im Hin-
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blick auf die Umweltauswirkungen des 
Vorhabens. Eine allgemein verständliche, 
nichttechnische Zusammenfassung der 
Angaben nach Satz 1 ist beizufügen. Die 
Angaben nach Satz 1 müssen Dritten die 
Beurteilung ermöglichen, ob und in wel-
chem Umfang sie von den Umweltaus-
wirkungen des Vorhabens betroffen wer-
den können. 

(4) Die Unterlagen müssen auch die folgen-
den Angaben enthalten, soweit sie für die 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach der Art 
des Vorhabens erforderlich sind: 

  

1. Beschreibung der wichtigsten Merkmale 
der verwendeten technischen Verfahren, 

  

2. Beschreibung von Art und Umfang der zu 
erwartenden Emissionen, der Abfälle, 
des Anfalls von Abwasser, der Nutzung 
und Gestaltung von Wasser, Boden, Na-
tur und Landschaft sowie Angaben zu 
sonstigen Auswirkungen des Vorhabens, 
die zu erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen führen können, 

  

3. Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der 
Zusammenstellung der Angaben aufge-
treten sind, zum Beispiel technische Lü-
cken oder fehlende Kenntnisse. 

  

Die Zusammenfassung nach Absatz 3 Satz 2 
muss sich auch auf die in den Nummern 1 
und 2 genannten Angaben erstrecken. 

  

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden entsprechende 
Anwendung, wenn die zuständige Behörde 
für diejenige öffentlich-rechtliche Körper-
schaft tätig wird, die Träger des Vorhabens 
ist. 

  

   

§ 11 
Beteiligung anderer Behörden 

 
§ 11 

Beteiligung anderer Behörden 

Die zuständige Behörde unterrichtet die Be-
hörden, deren umweltbezogener Aufgaben-
bereich durch das Vorhaben berührt wird, 
über das Vorhaben, übermittelt ihnen die 
Unterlagen nach § 10 und holt ihre Stellung-
nahmen ein. § 140 Abs. 3 a des Landesver-
waltungsgesetzes findet entsprechende An-
wendung. 

  unverändert 
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§ 12 
Grenzüberschreitende Behör-

denbeteiligung 

 
§ 12 

Grenzüberschreitende Behör-
denbeteiligung 

(1) Wenn ein Vorhaben erhebliche Auswir-
kungen auf die in § 2 Abs. 1 Satz 2 genann-
ten Schutzgüter in einem anderen Staat ha-
ben kann oder ein solcher anderer Staat 
darum ersucht, unterrichtet die zuständige 
Behörde frühzeitig die vom anderen Staat 
benannte zuständige Behörde anhand von 
geeigneten Unterlagen über das Vorhaben 
und bittet innerhalb einer angemessenen 
Frist um Mitteilung, ob eine Beteiligung er-
wünscht wird. Wenn der andere Staat keine 
Behörde benannt hat, ist die oberste für 
Umweltangelegenheiten zuständige Behörde 
des anderen Staates zu unterrichten. Wird 
eine Beteiligung für erforderlich gehalten, 
gibt die zuständige Behörde der benannten 
zuständigen Behörde des anderen Staates 
sowie weiteren von dieser angegebenen 
Behörden des anderen Staates zum gleichen 
Zeitpunkt und im gleichen Umfang wie den 
nach § 11 zu beteiligenden Behörden auf-
grund der Unterlagen nach § 10 Gelegenheit 
zur Stellungnahme. § 140 Abs. 3 a des Lan-
desverwaltungsgesetzes findet entsprechen-
de Anwendung. 

  unverändert 

(2) Soweit erforderlich oder soweit der ande-
re Staat darum ersucht, führen die zuständi-
gen obersten Landesbehörden innerhalb 
eines vereinbarten, angemessenen Zeitrah-
mens mit dem anderen Staat Konsultationen 
insbesondere über die grenzüberschreiten-
den Umweltauswirkungen des Vorhabens 
und über die Maßnahmen zu deren Vermei-
dung oder Verminderung durch. 

  

(3) Die zuständige Behörde übermittelt den 
beteiligten Behörden des anderen Staates 
die Zulässigkeitsentscheidung für das Vor-
haben oder den ablehnenden Bescheid, je-
weils einschließlich der Begründung. Sie 
kann eine Übersetzung der Zulässigkeitsent-
scheidung beifügen. 
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§ 13 
Einbeziehung der Öffentlich-

keit 

 
§ 13 

Einbeziehung der Öffentlich-
keit 

(1) Die zuständige Behörde hat die Öffent-
lichkeit zu den Umweltauswirkungen des 
Vorhabens auf der Grundlage der ausgeleg-
ten Unterlagen nach § 10 anzuhören. Das 
Anhörungsverfahren muss den Anforderun-
gen des § 140 Abs. 3 bis 7 des Landesver-
waltungsgesetzes entsprechen. Ändert der 
Träger des Vorhabens die nach § 10 erfor-
derlichen Unterlagen im Laufe des Verfah-
rens, kann von einer erneuten Anhörung der 
Öffentlichkeit abgesehen werden, soweit 
keine zusätzlichen oder anderen erheblichen 
Umweltauswirkungen zu besorgen sind. 

  unverändert 

(2) Die zuständige Behörde hat in entspre-
chender Anwendung des § 141 Abs. 5 Satz 2 
des Landesverwaltungsgesetzes die Zuläs-
sigkeitsentscheidung oder die Ablehnung 
des Vorhabens öffentlich bekannt zu machen 
sowie in entsprechender Anwendung des 
§ 141 Abs. 4 Satz 2 des Landesverwaltungs-
gesetzes den Bescheid mit Begründung zur 
Einsicht auszulegen. 

  

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 
wird die Öffentlichkeit im vorgelagerten Ver-
fahren dadurch einbezogen, dass  

  

1. das Vorhaben öffentlich bekannt gemacht 
wird, 

  

2. die nach § 10 erforderlichen Unterlagen 
während eines angemessenen Zeitraums 
eingesehen werden können, 

  

3. Gelegenheit zur Äußerung gegeben wird,   

4. die Öffentlichkeit über die Entscheidung 
unterrichtet und der Inhalt der Entschei-
dung mit Begründung der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht wird. 

  

Rechtsansprüche werden durch die Einbe-
ziehung der Öffentlichkeit nicht begründet; 
die Verfolgung von Rechten im nachfolgen-
den Zulassungsverfahren bleibt unberührt. 
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§ 14 
Grenzüberschreitende Öffent-

lichkeitsbeteiligung 

 
§ 14 

Grenzüberschreitende Öffent-
lichkeitsbeteiligung 

(1) Wenn ein Vorhaben erhebliche Umwelt-
auswirkungen in einem anderen Staat haben 
kann, können sich dort ansässige Personen 
am Anhörungsverfahren nach § 13 Abs. 1 
und 3 beteiligen. Die zuständige Behörde hat 
darauf hinzuwirken, dass  

  unverändert 

1. das Vorhaben in dem anderen Staat auf 
geeignete Weise bekannt gemacht wird, 

  

2. dabei angegeben wird, bei welcher Be-
hörde im Verfahren nach § 13 Abs. 1 
Einwendungen erhoben oder im Verfah-
ren nach § 13 Abs. 3 Gegenäußerungen 
vorgebracht werden können und 

  

3. dabei darauf hingewiesen wird, dass im 
Verfahren nach § 13 Abs. 1 mit Ablauf 
der Einwendungsfrist alle Einwendungen 
ausgeschlossen sind, die nicht auf be-
sonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen. 

  

(2) Die zuständige Behörde kann verlangen, 
dass ihr der Träger des Vorhabens eine Ü-
bersetzung der Zusammenfassung nach 
§ 10 Abs. 3 Satz 2 sowie, soweit erforderlich, 
weiterer für die grenzüberschreitende Öffent-
lichkeitsbeteiligung bedeutsamer Angaben 
zum Vorhaben, insbesondere zu grenzüber-
schreitenden Umweltauswirkungen, zur Ver-
fügung stellt. 

  

   

§ 15 
Grenzüberschreitende Behör-
den- und Öffentlichkeitsbetei-
ligung bei ausländischen Vor-

haben 

 
§ 15 

Grenzüberschreitende Behör-
den- und Öffentlichkeitsbetei-
ligung bei ausländischen Vor-

haben 

(1) Wenn ein in einem anderen Staat geplan-
tes Vorhaben erhebliche Umweltauswirkun-
gen in Schleswig-Holstein haben kann, er-
sucht die zuständige Landesbehörde, die für 
ein gleichartiges Vorhaben in Schleswig-
Holstein zuständig wäre, die zuständige Be-
hörde des anderen Staates um Unterlagen 
über das Vorhaben, insbesondere um eine 
Beschreibung des Vorhabens und um Anga-
ben über dessen grenzüberschreitende Um-

  unverändert 
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weltauswirkungen. Hält sie eine Beteiligung 
am Zulassungsverfahren für erforderlich, teilt 
sie dies der zuständigen Behörde des ande-
ren Staates mit und ersucht, soweit erforder-
lich, um weitere Angaben im Sinne des § 10 
Abs. 3 und 4, unterrichtet die Behörden im 
Sinne des § 11 über die Angaben und weist 
darauf hin, welcher Behörde des anderen 
Staates gegebenenfalls innerhalb welcher 
Frist eine Stellungnahme zugeleitet werden 
kann, sofern sie nicht die Abgabe einer ein-
heitlichen Stellungnahme für angezeigt hält. 
Die zuständige Landesbehörde soll die zu-
ständige Behörde des anderen Staates um 
eine Übersetzung geeigneter Angaben zum 
Vorhaben, insbesondere zu grenzüberschrei-
tenden Umweltauswirkungen, ersuchen. 

(2) Auf der Grundlage der von dem anderen 
Staat übermittelten Unterlagen macht die 
zuständige Behörde das Vorhaben in geeig-
neter Weise in den voraussichtlich betroffe-
nen Gebieten der Öffentlichkeit bekannt, 
soweit eine Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
den Vorschriften des übermittelnden Staates 
erfolgt oder nach diesem Gesetz durchzufüh-
ren wäre. Sie weist dabei darauf hin, welcher 
Behörde des anderen Staates gegebenen-
falls innerhalb welcher Frist eine Stellung-
nahme zugeleitet werden kann, und gibt Ge-
legenheit, innerhalb angemessener Frist die 
Unterlagen einzusehen. 

  

(3) § 12 Abs. 2 gilt entsprechend.   

   

§ 16 
Geheimhaltung und Daten-

schutz 

 
§ 16 

Geheimhaltung und Daten-
schutz 

Die Rechtsvorschriften über Geheimhaltung 
und Datenschutz bleiben unberührt. 

  unverändert 

   

§ 17 
Zusammenfassende Darstel-

lung der Umweltauswirkungen 

 
§ 17 

Zusammenfassende Darstel-
lung der Umweltauswirkungen 

Die zuständige Behörde erarbeitet auf der 
Grundlage der Unterlagen nach § 10, der 
behördlichen Stellungnahmen nach den 
§§ 11 und 12 sowie der Äußerungen der 
Öffentlichkeit nach den §§ 13 und 14 eine 

  unverändert 
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zusammenfassende Darstellung der Um-
weltauswirkungen des Vorhabens sowie der 
Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteili-
ge Umweltauswirkungen vermieden, vermin-
dert oder ausgeglichen werden, einschließ-
lich der Ersatzmaßnahmen bei nicht aus-
gleichbaren, aber vorrangigen Eingriffen in 
Natur und Landschaft. Die Ergebnisse eige-
ner Ermittlungen sind einzubeziehen. Die 
zusammenfassende Darstellung ist möglichst 
innerhalb eines Monats nach Abschluss der 
Erörterung im Anhörungsverfahren nach § 13 
Abs. 1 Satz 2 zu erarbeiten. Die zusammen-
fassende Darstellung kann in der Begrün-
dung der Entscheidung über die Zulässigkeit 
des Vorhabens erfolgen. Die Begründung 
enthält erforderlichenfalls die Darstellung der 
Vermeidungs-, Verminderungs-, Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen. 

   

§ 18 
Bewertung der Umweltauswir-
kungen und Berücksichtigung 
des Ergebnisses bei der Ent-

scheidung 

 
§ 18 

Bewertung der Umweltauswir-
kungen und Berücksichtigung 
des Ergebnisses bei der Ent-

scheidung 

Die zuständige Behörde bewertet die Um-
weltauswirkungen des Vorhabens auf der 
Grundlage der zusammenfassenden Darstel-
lung nach § 17 und berücksichtigt diese Be-
wertung bei der Entscheidung über die Zu-
lässigkeit des Vorhabens im Hinblick auf eine 
wirksame Umweltvorsorge im Sinne der §§ 1 
und 2 Abs. 1 Satz 2 und 4 nach Maßgabe 
der geltenden Gesetze. 

  unverändert 

   

§ 19 
Vorbescheid und Teilzulas-

sung 

 
§ 19 

Vorbescheid und Teilzulas-
sung 

(1) Vorbescheid und erste Teilgenehmigung 
oder entsprechende erste Teilzulassungen 
dürfen nur nach Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung erteilt werden. Die 
Umweltverträglichkeitsprüfung hat sich in 
diesen Fällen vorläufig auf die nach dem 
jeweiligen Planungsstand erkennbaren Um-
weltauswirkungen des Gesamtvorhabens 
und abschließend auf die Umweltauswirkun-
gen zu erstrecken, die Gegenstand von Vor-

  unverändert 
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bescheid oder Teilzulassung sind. Diesem 
Umfang der Umweltverträglichkeitsprüfung 
ist bei der Unterrichtung über voraussichtlich 
beizubringende Unterlagen nach § 9 und bei 
den Unterlagen nach § 10 Rechnung zu tra-
gen. 

(2) Bei weiteren Teilgenehmigungen oder 
entsprechenden Teilzulassungen soll die 
Prüfung der Umweltverträglichkeit auf zu-
sätzliche oder andere erhebliche Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens beschränkt 
werden. Absatz 1 gilt entsprechend. 

  

   

§ 20 
Zulassung eines Vorhabens 

durch mehrere Behörden, Zu-
ständigkeiten 

 
§ 20 

Zulassung eines Vorhabens 
durch mehrere Behörden, Zu-

ständigkeiten 

(1) Bedarf ein Vorhaben der Zulassung durch 
mehrere Landesbehörden, werden die Auf-
gaben nach den §§ 4, 9, 10, 11, 12 Abs. 1 
und 3, 13, 14 und 17 dieses Gesetzes sowie 
den §§ 3a, 5, 6, 7 und 8 Abs. 1 und 3 und 
den §§ 9, 9a und 11 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeit (UVPG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. Septem-
ber 2001 (BGBl. I S. 2350) von der federfüh-
renden Behörde wahrgenommen. Die feder-
führende Behörde hat ihre Aufgaben im Zu-
sammenwirken zumindest mit den Zulas-
sungsbehörden und der Naturschutzbehörde 
wahrzunehmen, deren Aufgabenbereich 
durch das Vorhaben berührt wird. 

 (1) Bedarf ein Vorhaben der Zulassung durch 
mehrere Landesbehörden, werden die Auf-
gaben nach den §§ 4, 9, 10, 11, 12 Abs. 1 
und 3, 13, 14 und 17 dieses Gesetzes sowie 
den §§ 3a, 5, 6, 7 und 8 Abs. 1 und 3 und 
den §§ 9, 9a und 11 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeit (UVPG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. Septem-
ber 2001 (BGBl. I S. 2350, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Juni 
2002 (BGBl. I S. 1914)) von der federfüh-
renden Behörde wahrgenommen. Die feder-
führende Behörde hat ihre Aufgaben im Zu-
sammenwirken zumindest mit den Zulas-
sungsbehörden und der Naturschutzbehörde 
wahrzunehmen, deren Aufgabenbereich 
durch das Vorhaben berührt wird. 

(2) Federführende Behörde nach diesem 
Gesetz und nach § 14 UVPG ist  

 (2) unverändert 

1. für Vorhaben nach Nummer 1.9 bis 1.13 
der Anlage 1 zu diesem Gesetz die zu-
ständige Naturschutzbehörde, soweit 
keine wasserverkehrsrechtlichen Zulas-
sungsverfahren durchgeführt werden, 

  

2. für Vorhaben nach den Nummern 3.1, 
4.1, 5.1 und 5.2 der Anlage 1 zu diesem 
Gesetz die zuständige Naturschutzbe-
hörde, 

  

3. für Vorhaben nach den Nummern 3.2 und 
3.3 der Anlage 1 zu diesem Gesetz die 
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zuständige Forstbehörde, 

4. für Vorhaben nach Nummer 11 der Anla-
ge 1 UVPG das Ministerium für Finanzen 
und Energie, 

  

5. für Vorhaben nach der Nummer 13 der 
Anlage 1 UVPG mit Ausnahme der 
Nummer 13.13 die für die wasserrechtli-
che Entscheidung zuständige Wasserbe-
hörde, 

  

6. für Vorhaben nach der Nummer 13.13 
der Anlage 1 UVPG die für die wasser-
rechtliche Entscheidung zuständige Küs-
tenschutzbehörde. 

  

(3) Die Zulassungsbehörden haben auf der 
Grundlage der zusammenfassenden Darstel-
lung nach § 17 eine Gesamtbewertung der 
Umweltauswirkungen des Vorhabens vorzu-
nehmen und diese nach § 18 bei den Ent-
scheidungen zu berücksichtigen. Die feder-
führende Behörde hat das Zusammenwirken 
der Zulassungsbehörden sicherzustellen. 

 (3) unverändert 

(4) Soweit Landesbehörden Aufgaben nach 
den §§ 4, 6, 9, 10, 17 und 18 dieses Geset-
zes sowie den §§ 3a, 3c, 5, 6, 11 und 12 
UVPG wahrnehmen, handeln sie im Beneh-
men mit dem Ministerium für Umwelt, Natur 
und Forsten. 

 (4) Soweit Landesbehörden Aufgaben nach 
den §§ 4, 6, 9, 10, 17 und 18 dieses Geset-
zes sowie den §§ 3a, 3c, 5, 6, 11 und 12 
UVPG wahrnehmen, handeln sie im Beneh-
men mit dem Ministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Landwirtschaft. 

   

§ 21 
Raumordnungsverfahren und 

Zulassungsverfahren 

 
§ 21 

Raumordnungsverfahren und 
Zulassungsverfahren 

(1) Im Raumordnungsverfahren nach § 14 
des Landesplanungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. Februar 
1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 232) werden die 
raumbedeutsamen Umweltauswirkungen 
eines Vorhabens entsprechend dem Pla-
nungsstand des Vorhabens ermittelt, be-
schrieben und bewertet. 

  unverändert 

(2) Im nachfolgenden Zulassungsverfahren 
hat die zuständige Behörde die im Verfahren 
nach Absatz 1 ermittelten, beschriebenen 
und bewerteten Umweltauswirkungen des 
Vorhabens nach Maßgabe des § 18 bei der 
Entscheidung über die Zulässigkeit des Vor-
habens zu berücksichtigen. 
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(3) Im nachfolgenden Zulassungsverfahren 
soll hinsichtlich der im Verfahren nach Ab-
satz 1 ermittelten und beschriebenen Um-
weltauswirkungen von den Anforderungen 
der §§ 9 bis 12 und 17 insoweit abgesehen 
werden, als diese Verfahrensschritte bereits 
im Verfahren nach Absatz 1 erfolgt sind. Die 
Anhörung der Öffentlichkeit nach § 13 Abs. 1 
und § 14 sowie die Bewertung der Umwelt-
auswirkungen nach § 18 sollen auf zusätzli-
che oder andere erhebliche Umweltauswir-
kungen beschränkt werden, sofern die Öf-
fentlichkeit im Verfahren nach Absatz 1 ent-
sprechend den Bestimmungen des § 13 
Abs. 3 einbezogen wurde. 

  

   

§ 22 
Verwaltungsvorschriften 

 
§ 22 

Verwaltungsvorschriften 

Das Ministerium für Umwelt, Natur und Fors-
ten kann im Einvernehmen mit den zuständi-
gen obersten Landesbehörden für die auf-
grund des Landesrechts durchzuführenden 
Umweltverträglichkeitsprüfungen allgemeine 
Verwaltungsvorschriften erlassen über 

 Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Landwirtschaft kann im Einvernehmen 
mit den zuständigen obersten Landesbehör-
den für die aufgrund des Landesrechts 
durchzuführenden Umweltverträglichkeits-
prüfungen allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten erlassen über 

1. Kriterien und Verfahren, die zu dem in 
§ 1 und § 18 genannten Zweck bei der 
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung 
von Umweltauswirkungen zugrunde zu 
legen sind, 

 1.  unverändert 

2. Grundsätze für die Feststellung der UVP-
Pflicht nach den §§ 4 bis 8, 

 2.  unverändert 

3. Grundsätze für die Unterrichtung über die 
voraussichtlich beizubringenden Unterla-
gen nach § 9, 

 3.  unverändert 

4. Grundsätze für die zusammenfassende 
Darstellung der Umweltauswirkungen 
nach § 17 und für die Bewertung nach 
§ 19. 

 4.  unverändert 

   

§ 23 
Übergangsvorschrift 

 
§ 23 

Übergangsvorschrift 

(1) Verfahren nach § 2 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 3, die der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit von Vorhaben dienen und die vor dem 

 Verfahren nach § 2 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 3, die der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit von Vorhaben dienen und die vor dem 
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Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen 
worden sind, sind nach den Vorschriften die-
ses Gesetzes zu Ende zu führen. Sofern für 
ein Vorhaben, das Gegenstand eines sol-
chen Verfahrens ist, die Bestimmungen die-
ses Gesetzes die Einrichtung von solchen 
Verfahren neu oder anders als bislang re-
geln, sind diese Bestimmungen anzuwenden 
und ist in diesem Rahmen die Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen. Wenn im 
Ausgangsverfahren das Vorhaben vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits öffent-
lich bekannt gemacht worden ist, findet nur 
Satz 1 Anwendung. 

In-Kraft-Treten dieses Gesetzes und nach 
dem 3. Juli 1988 begonnen worden sind, 
sind nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
zu Ende zu führen. Sofern für ein Vorhaben, 
das Gegenstand eines solchen Verfahrens 
ist, die Bestimmungen dieses Gesetzes die 
Einrichtung von solchen Verfahren neu oder 
anders als bislang regeln, sind diese Be-
stimmungen anzuwenden und ist in diesem 
Rahmen die Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen. Wenn im Ausgangsverfahren 
das Vorhaben vor dem In-Kraft-Treten dieses 
Gesetzes bereits öffentlich bekannt gemacht 
worden ist, findet nur Satz 1 Anwendung.  

(2) Abweichend von Absatz 1 finden die Vor-
schriften dieses Gesetzes keine Anwendung, 
wenn  

  (entfällt) 

1. der Träger eines Vorhabens einen Antrag 
auf Zulassung des Vorhabens, der min-
destens die Angaben zu Standort, Art 
und Umfang des Vorhabens enthalten 
muss, vor dem 14. März 1999 bei der zu-
ständigen Behörde eingereicht hat; wei-
tergehende Vorschriften über die Vor-
aussetzungen für eine wirksame Antrag-
stellung bleiben unberührt; oder 

  

2. in sonstiger Weise ein Verfahren nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 vor dem 14. 
März 1999 förmlich eingeleitet worden ist; 
ist mit gesetzlich vorgeschriebenen ein-
zelnen Schritten des Verfahrens noch 
nicht begonnen worden, können diese 
auch nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes durchgeführt werden. 

  

Satz 1 gilt auch für ein Vorhaben, das in dem 
Anhang II der Richtlinie 85/337/EWG des 
Rates vom 27. Juni 1985 über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bei bestimmten öf-
fentlichen und privaten Projekten aufgelistet 
ist, wenn sich aufgrund überschlägiger Prü-
fung der zuständigen Behörde ergibt, dass 
das Vorhaben insbesondere aufgrund seiner 
Art, seiner Größe oder seines Standortes 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
haben kann und das Verfahren nach § 2 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 am 3.Juli 1988 oder 
später begonnen worden ist. Absatz 1 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 
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Anlage 1 (zu § 3) 
 
Liste „UVP-pflichtige Vorhaben“ 
 
Nachstehende Vorhaben fallen nach § 3 Satz 1 in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes. Soweit 
nachstehend eine allgemeine Vorprüfung oder eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls 
vorgesehen ist, nimmt dies Bezug auf die Regelungen des § 6 Abs. 1 Satz 1 und 2. 
 
Legende: 
Nr.  =  Nummer des Vorhabens 
Vorhaben  =  Art des Vorhabens mit ggf. Größen- oder Leistungswerten nach § 5 Abs. 1 Satz 2 

sowie Prüfwerten für Größe und Leistung nach § 6 Abs. 1 Satz 4 
X in Spalte 1  =  Vorhaben ist UVP-pflichtig 
A in Spalte 2  =  allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls: siehe § 6 Abs. 1 Satz 1 
S in Spalte 2  =  standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls: siehe § 6 Abs. 1 Satz 2 
 
 
 
Entwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

 

Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

 Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

1. Wasserwirtschaftliche 
Vorhaben 

   1.  unverändert   

1.1. Errichtung und Be-
trieb einer Abwasser-
behandlungsanlage, 
die 

       

1.1.1 für organisch belaste-
tes Abwasser von 
mehr als 600 kg/d bis 
weniger als 9.000 
kg/d biochemischen 
Sauerstoffbedarfs in 
fünf Tagen (roh) oder 
für anorganisch be-
lastetes Abwasser 
von mehr als 900 m³ 
bis weniger als 4.500 
m³ Abwasser in zwei 
Stunden (ausge-
nommen Kühlwasser) 
ausgelegt ist; 

 A      

1.1.2 für organisch belaste-
tes Abwasser von 
120 kg/d bis 600 kg/d 
biochemischen Sau-
erstoffbedarfs in fünf 
Tagen (roh) oder für 
anorganisch belaste-
tes Abwasser von 10 
m³ bis 900 m³ Ab-
wasser in zwei Stun-

 S      
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Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

 Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

den (ausgenommen 
Kühlwasser) ausge-
legt ist; 

1.2. Intensive Fischzucht 
(einschließlich Aqua-
kulturanlagen) mit 
Einbringen oder Ein-
leiten von Stoffen in 
oberirdische Gewäs-
ser oder Küstenge-
wässer in einer Anla-
ge, die 

       

1.2.1 für die Erzeugung von 
1.000 t Fisch oder 
anderen Wasseror-
ganismen oder mehr 
je Jahr ausgelegt ist, 

X       

1.2.2 für die Erzeugung von 
100 t bis weniger als 
1.000 t Fisch oder 
andere Wasserorga-
nismen je Jahr aus-
gelegt ist, soweit die 
Wasserfläche nicht 
weniger als 10 ha 
umfasst; 

 A      

1.3 Entnehmen, Zutage-
fördern oder Zutage-
leiten von Grundwas-
ser oder Einleiten von 
Oberflächenwasser 
zum Zwecke der 
Grundwasseranrei-
cherung, jeweils mit 
einem jährlichen Vo-
lumen von 2.000 bis 
weniger als 10 Mio. 
m3 Wasser; 

 S      

1.4 Tiefbohrung zum 
Zwecke der Wasser-
versorgung; 

 S      

1.5 Wasserwirtschaftliche 
Projekte in der Land-
wirtschaft, einschließ-
lich Bodenbewässe-
rung oder Bodenent-
wässerung; 

 A      

1.6 Bau eines Stauwer-
kes oder einer sonsti-
gen Anlage zur Zu-

 A      
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Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

 Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

rückhaltung oder 
dauerhaften Speiche-
rung von Wasser, 
wenn weniger als 10 
Mio. m3 Wasser zu-
rückgehalten oder 
gespeichert werden; 

1.7 Umleitung von Was-
ser von einem 
Flusseinzugsgebiet in 
ein anderes, 
ausgenommen 
Transport von 
Trinkwasser in Rohr-
leitungsanlagen, mit 
einem Volumen von 
weniger als 100 Mio. 
m3 pro Jahr, wenn 
durch die Umleitung 
Wassermangel ver-
hindert werden soll 
und weniger als 5% 
des Durchflusses, 
wenn der langjährige 
durchschnittliche 
Wasserdurchfluss 
des Flusseinzugsge-
bietes, dem Wasser 
entnommen wird, 
2.000 Mio. m³ nicht 
übersteigt; 

 A      

1.8 Flusskanalisierungs- 
und Stromkorrektur-
arbeiten; 

 A      

1.9 Bau eines Hafens für 
die Binnenschifffahrt, 
wenn der Hafen für 
Schiffe mit 1.350 t 
oder weniger zugäng-
lich ist; 

 A      

1.10 Bau von Seehandels-
häfen; 

X       

1.11 Bau von mit Binnen-
häfen verbundenen 
Landungsstegen zum 
Laden und Löschen, 
die Schiffe mit 1350 t 
oder weniger auf-
nehmen können 
(ausgenommen Fähr-
schiffe); 

 A      

1.12 Bau von mit Außen-        
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Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

 Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

häfen verbundenen 
Landungsstegen zum 
Laden und Löschen, 
(ausgenommen Fähr-
schiffe), 

1.12.1 die Schiffe mit 1350 t 
oder weniger auf-
nehmen können; 

 A      

1.13 Bau eines sonstigen 
Hafens, einschließlich 
eines Fischereihafens 
oder einer infrastruk-
turellen Hafenanlage, 
soweit nicht unter 
Nummer 5.1 erfasst; 

 A      

1.14 Bau eines Deiches 
oder Dammes, der 
den Hochwasse-
rabfluß beeinflusst; 

 A      

1.15 Deiche, Dämme, 
Sperrwerke, Siele 
und Schleusen; 

 A      

1.16 Landgewinnung am 
Meer, Lahnungen und 
Buhnen; 

 A      

1.17 Bau einer Wasser-
kraftanlage; 

 A      

1.18 Baggerung in Flüs-
sen, Seen und Küs-
tengewässern zur 
Gewinnung von Mine-
ralien; 

 A      

1.19 Sonstige Ausbauvor-
haben mit Ausnahme 
von Vorhaben, die 
dem naturnahen 
Ausbau von Teichen 
oderkleinräumigen 
naturnahen Umges-
taltungen wie die 
Beseitigung von 
Bach- oder Graben-
verrohrungen dienen. 

 A      

2. Verkehrsvorhaben    2.  unverändert   

2.1 Bau von Schnellstra-
ßen im Sinne der 
Nummer 7 Buchst. b 
des Anhangs I der 
Richtlinie 97/11/EG 

X   2.1  unverändert   
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Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

 Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

zur Änderung der 
Richtlinie 
85/337/EWG über die 
Umweltverträglich-
keitsprüfung bei be-
stimmten öffentlichen 
und privaten Projek-
ten; 

2.2 Bau von Landes-, 
Kreis- oder Gemein-
destraßen sowie 
sonstiger öffentlicher 
Straßen oder Verle-
gung solcher Stra-
ßen, wenn diese 
Straße oder dieser 
verlegte Straßenab-
schnitt eine durchge-
hende Länge von 10 
Kilometern oder mehr 
aufweisen würde; 

X   2.2  unverändert   

2.3 Ausbau einer beste-
henden ein- oder 
zweistreifigen Lan-
des-, Kreis- oder 
Gemeindestraße zu 
einer vier- und mehr-
streifigen Straße, 
wenn der ausgebaute 
Straßenabschnitt eine 
durchgehende Länge 
von 10 Kilometern 
oder mehr aufweist; 

X   2.3  unverändert   

2.4 Bau- oder Ausbau 
von sonstigen Lan-
des-, Kreis- oder 
Gemeindestraßen 
oder sonstiger öffent-
licher Straßen, wenn 
die Maßnahme a) 
einer Verträglich-
keitsprüfung nach 
§ 20 e LNatSchG2 
unterliegt, durch ein 
Naturschutzgebiet 
oder Nationalpark 
führt oder in der 
Schutzzone I oder II 
eines Wasserschutz-
gebietes liegt, 

   2.4 Bau- oder Ausbau 
von sonstigen Lan-
des-, Kreis- oder 
Gemeindestraßen 
oder sonstiger öffent-
licher Straßen ein-
schließlich von un-
selbstständigen 
Rad- und Gehwe-
gen, wenn die Maß-
nahme a) einer Ver-
träglichkeitsprüfung 
nach § 20 e 
LNatSchG2 unter-
liegt, durch ein Natur-
schutzgebiet oder 
Nationalpark führt 
oder in der Schutzzo-
ne I oder II eines 
Wasserschutzgebie-
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Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

 Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

tes liegt, 

 a) einer Verträglich-
keitsprüfung nach 
§ 20 e LNatSchG 
unterliegt, durch 
ein Naturschutz-
gebiet oder Natio-
nalpark führt oder 
in der Schutzzo-
ne I oder II eines 
Wasserschutzge-
bietes liegt,  

 S   a) unverändert   

 b) in gesetzlich ge-
schützten Bioto-
pen nach § 15 a 
oder § 15 b 
LNatSchG2, aus-
genommen Knick-
durchbrüche, oder 
in geschützten 
Landschaftsbe-
standteilen oder 
auf einer Länge 
von 500 Metern 
oder mehr in Wäl-
dern nach § 2 
Abs. 1 Landes-
waldgesetz liegt; 

 S   b) unverändert   

 c) ein Kulturdenkmal 
im Sinne des § 1 
Abs. 2 des Denk-
malschutzgeset-
zes3 oder ein Gra-
bungsschutzgebiet 
im Sinne des § 20 
des Denkmal-
schutzgesetzes 
beeinträchtigt oder 
geeignet ist, einen 
Denkmalbereich 
im Sinne des § 1 
Abs. 3 oder die 
Umgebung eines 
Kulturdenkmals 
oder eines Denk-
malbereichs we-

 S   c) ein Kulturdenkmal 
im Sinne des § 1 
Abs. 2 des Denk-
malschutzgeset-
zes4 oder ein Gra-
bungsschutzgebiet 
im Sinne des § 20 
des Denkmal-
schutzgesetzes 
beeinträchtigt, so-
fern es gemäß 
§ 5 Abs. 1 Denk-
malschutzgesetz 
in das Denkmal-
buch eingetragen 
ist, oder geeignet 
ist, einen Denk-
malbereich im Sin-

 S 

                                            
2 Landesnaturschutzgesetz vom 16.Juni 1993 (GVOBl. Schl.-H. S. 215), zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom.... (GVOBl. Sch.-H....) 
3 Denkmalschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.November 1996 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 676, ber. 1997, S. 360 
4 Denkmalschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.November 1996 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 676, ber. 1997, S. 360 
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Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

 Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

sentlich zu beein-
trächtigen; 

Sinne des § 1 
Abs. 3 oder die 
Umgebung eines 
Kulturdenkmals 
oder eines Denk-
malbereichs we-
sentlich zu beein-
trächtigen; 

2.5 Bau oder Ausbau von 
sonstigen Landes-, 
Kreis- oder Gemein-
destraßen oder sons-
tiger öffentlicher 
Straßen, mit Aus-
nahme der unselbst-
ständigen Rad- und 
Gehwege, wenn die 
Maßnahme 

   2.5  unverändert   

 a) auf einer Länge 
von 1 Kilometer 
oder mehr in 
Wasserschutzge-
bieten der Schutz-
zone III, in Bio-
sphärenreserva-
ten, in Land-
schaftsschutzge-
bieten oder in Na-
turparks liegt, 

 S      

 b) auf einer Länge 
von 1 Kilometer 
und mehr in fest-
gesetzten Gebie-
ten liegt, in denen 
die in Vorschriften 
der Europäischen 
Union oder auf de-
ren Grundlage 
festgelegten Um-
weltqualitätsnor-
men bereits über-
schritten sind; 

 S      

 c) auf einer Länge 
von 1 Kilometer 
oder mehr in Ver-
dichtungsräumen 
gemäß Landes-
raumordnungsplan 
oder in Mittel- oder 
Oberzentren liegt; 

 S      

2.6 Bau von Schienen-
wegen für andere als 

 A  2.6  unverändert   
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Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

 Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

Eisenbahnen des 
Bundes ; 

3. Land- und Forstwirt-
schaftliche Vorhaben 

   3.  unverändert   

3.1 Projekte zur Verwen-
dung von Ödland 
oder naturnahen Flä-
chen zu intensiver 
Landwirtschaftsnut-
zung ab einer Fläche 
von 1 ha; 

 S  3.1  unverändert   

3.2 Umwandlung von 5 
ha bis 10 ha Wald;  

 A  3.2 Umwandlung von 5 
ha bis weniger als 10 
ha Wald;  

 A 

3.3 Erstaufforstungen von 
20 ha bis 50 ha Wald; 

 S  3.3 Erstaufforstungen von 
20 ha bis weniger als 
50 ha Wald; 

 S 

4. Abbauvorhaben    4.  unverändert   

4.1 Andere als bergbauli-
che Vorhaben zum 
Abbau von oberflä-
chennahen Rohstof-
fen, insbesondere 
Tagebau und Torfge-
winnung, 

   4.1  unverändert   

4.1.1 ab einer beanspruch-
ten Abbaufläche von 
25 ha oder mehr,  

X   4.1.1  unverändert   

4.1.2 bei einer Abbaufläche 
von 1 bis 25 ha;  

 S  4.1.2. bei einer Abbaufläche 
von 1 bis weniger als 
25 ha; 

 S 

5. Fremdenverkehr und 
Freizeit 

   5.  unverändert   

5.1 Sportboothäfen;   A      

5.2 Skipisten, Skilifte, 
Seilbahnen und zu-
gehörige Einrichtun-
gen. 

 A      

     6. Errichtung und 
Betrieb von Wind-
kraftanlagen, so-
weit sie nicht nach 
dem Bundes-
Immissionsschutz-
gesetz zu geneh-
migen sind 
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Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

 Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

     6.1 In einer Windfarm 
mit 20 Windkraftan-
lagen und mehr 

X  

     6.2 In einer Windfarm 
mit 6 bis weniger 
als 20 Windkraftan-
lagen  

 A 

     6.3 In einer Windfarm 
mit 3 bis weniger 
als 6 Windkraftan-
lagen 

 S 

     7 Bau eines Ferien-
dorfes, eines Ho-
telkomplexes oder 
einer sonstigen 
großen Einrichtung 
für die Ferien – und 
Fremdenbeherber-
gung im Außenbe-
reich (§ 35 BauGB) 

  

     7.1 Mit einer Betten-
zahl von jeweils 
insgesamt 300 oder 
mehr oder mit einer 
Gästezimmerzahl 
von jeweils 200 
oder mehr  

X  

     7.2 Mit einer Betten-
zahl von jeweils 
100 bis weniger als 
300 oder mit einer 
Gästezimmerzahl 
von jeweils insge-
samt 80 bis weni-
ger als 200 

 A 

     8 Bau eines Freizeit-
parks innerhalb der 
im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile 
(§ 34 BauGB) oder 
im Außenbereich (§ 
35 BauGB) mit ei-
ner Größe von 

  

     8.1 10 ha oder mehr X  

     8.2 4 ha bis weniger 
als 10 ha 

 A 

     9 Bau eines Park-
platzes innerhalb 
der im Zusammen-
hang bebauten 
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Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

 Nr. Vorhaben Spal-
te 1 

Spal-
te 2 

Ortsteile (§ 34 
BauGB) oder im 
Außenbereich (§ 35 
BauGB) mit einer 
Größe von  

     9.1 1 ha oder mehr X  

     9.2 0,5 ha bis weniger 
als 1 ha 

 A 

     10 Bau eines Ein-
kaufszentrums, 
eines großflächi-
gen Einzelhandels-
betriebes oder ei-
nes sonstigen 
großflächigen 
Handelsbetriebs im 
Sinne des § 11 
Abs. 3 Satz 1 der 
Baunutzungsveror
dnung innerhalb 
der im Zusammen-
hang bebauten 
Ortsteile (§ 34 
BauGB) oder im 
Außenbereich (§ 35 
BauGB) mit einer 
zulässigen Ge-
schossfläche von 

  

     10.1 5000 m² oder mehr X  

     10.2 1200m² bis weniger 
als 5000 m² 

 A 
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Entwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

Anlage 2 (zu § 6 Abs. 1 Satz 1 und 2 sowie 
§§ 7 und 8 des LUVPG) 

 Anlage 2 (zu § 6 Abs. 1 Satz 1 und 2 sowie 
§§ 7 und 8 des LUVPG) 

Kriterien für die Vorprüfung des Einzel-
falls 

 Kriterien für die Vorprüfung des Einzel-
falls 

Nachstehende Kriterien sind anzuwenden, 
soweit in § 6 Abs. 1 Satz 1 und 2, auch in 
Verbindung mit §§ 7 und 8 , auf Anlage 2 
Bezug genommen wird. 

 Nachstehende Kriterien sind anzuwenden, 
soweit in § 6 Abs. 1 Satz 1 und 2, auch in 
Verbindung mit §§ 7 und 8 , auf Anlage 2 
Bezug genommen wird. 

1. Merkmale von Vorhaben  1. Merkmale von Vorhaben 

Die Merkmale der Vorhaben sind insbeson-
dere hinsichtlich folgender Kriterien zu beur-
teilen: 

  unverändert 

1.1 Größe des Vorhabens,   

1.2 Nutzung und Gestaltung von Wasser, 
Boden, Natur und Landschaft, 

  

1.3 Abfallerzeugung,   

1.4 Umweltverschmutzung und Belästigun-
gen, 

  

1.5 Unfallrisiko, insbesondere mit Blick auf 
verwendete Stoffe und Technologien. 

  

2. Standort der Vorhaben  2. Standort der Vorhaben 

Die ökologische Empfindlichkeit eines Ge-
bietes, das durch ein Vorhaben möglicher-
weise beeinträchtigt wird, ist insbesondere 
hinsichtlich folgender Nutzungs- und 
Schutzkriterien und unter Berücksichtigung 
der Kumulierung mit anderen Vorhaben in 
ihrem gemeinsamen Einwirkungsbereich zu 
beurteilen: 

 Die ökologische Empfindlichkeit eines Ge-
bietes, das durch ein Vorhaben möglicher-
weise beeinträchtigt wird, ist insbesondere 
hinsichtlich folgender Nutzungs- und 
Schutzkriterien und unter Berücksichtigung 
der Kumulierung mit anderen Vorhaben in 
ihrem gemeinsamen Einwirkungsbereich zu 
beurteilen: 

2.1 bestehende Nutzung des Gebiets, ins-
besondere als Fläche für Siedlung und Erho-
lung, für land-, forst- und fischereiwirtschaft-
liche Nutzungen, für sonstige wirtschaftliche 
und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- 
und Entsorgung (Nutzungskriterien); 

 2.1 unverändert 

2.2 Reichtum, Qualität und Regenerations-
fähigkeit von Wasser, Boden, Natur und 
Landschaft des Gebietes (Qualitätskriterien); 

 2.2 unverändert 

2.3 Belastbarkeit der Schutzgüter unter be-
sonderer Berücksichtigung folgender Gebie-
te und von Art und Umfang des ihnen jeweils 

 2.3 Belastbarkeit der Schutzgüter unter be-
sonderer Berücksichtigung folgender Gebie-
te und von Art und Umfang des ihnen jeweils 
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zugewiesenen Schutzes (Schutzkriterien): zugewiesenen Schutzes (Schutzkriterien): 

2.3.1 im Bundesanzeiger gemäß § 10 Abs. 6 
des Bundesnaturschutzgesetzes bekannt 
gemachte Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung oder europäische Vogelschutz-
gebiete sowie im Amtsblatt nach §§ 20 
Abs. 2 und 20 c Abs. 2 LNatSchG bekannt 
gemachte Gebiete; 

 2.3.1 unverändert 

2.3.2 Naturschutzgebiete gemäß § 17 des 
Landesnaturschutzgesetzes, soweit nicht 
bereits von Nummer 2.3.1 erfasst; 

 2.3.2 unverändert 

2.3.3 Nationalparke gemäß § 24 des Bun-
desnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits 
von Nummer 2.3.1 erfasst; 

 2.3.3 unverändert 

2.3.4 Biosphärenreservate nach § 25 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und Land-
schaftsschutzgebiete gemäß § 18 des Lan-
desnaturschutzgesetzes; 

 2.3.4 unverändert 

2.3.5 Naturerlebnisräume und Naturparke 
gemäß den §§ 29 und 29a des Landesna-
turschutzgesetzes; 

 2.3.5 unverändert 

2.3.6 gesetzlich geschützte Biotope gemäß 
§ 15a und § 15 b des Landesnaturschutzge-
setzes; 

 2.3.6 unverändert 

2.3.7 Wasserschutz- und Quellenschutzge-
biete gemäß § 19 des Wasserhaushaltsge-
setzes und § 4 des Landeswassergesetzes 
sowie Überschwemmungsgebiete gemäß 
§ 32 des Wasserhaushaltsgesetzes; 

 2.3.7 unverändert 

2.3.8 Gebiete, in denen die in den Gemein-
schaftsvorschriften festgelegten Umweltqua-
litätsnormen bereits überschritten sind; 

 2.3.8 unverändert 

2.3.9 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, 
insbesondere Zentrale Orte und Siedlungs-
schwerpunkte in verdichteten Räumen im 
Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 und 5 des Raum-
ordnungsgesetzes, 

 2.3.9 unverändert 

2.3.10 Kulturdenkmale im Sinne des § 1 
Abs. 2 des Denkmalschutzgesetzes, Denk-
malbereiche im Sinne des § 1 Abs. 3 des 
Denkmalschutzgesetzes oder Grabungs-
schutzgebiete im Sinne des § 20 des Denk-
malschutzgesetzes. 

 2.3.10 Kulturdenkmale im Sinne des § 1 
Abs. 2 des Denkmalschutzgesetzes, Denk-
malbereiche im Sinne des § 1 Abs. 3 des 
Denkmalschutzgesetzes oder Grabungs-
schutzgebiete im Sinne des § 20 des Denk-
malschutzgesetzes, sofern sie gem. § 5 
Abs. 1 Denkmalschutzgesetzes in das 
Denkmalbuch eingetragen sind. 

3. Merkmale der möglichen Auswirkun-  3. Merkmale der möglichen Auswirkun-
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gen gen 

Die möglichen erheblichen Auswirkungen 
der Vorhaben sind anhand der unter den 
Nummern 1. und 2. aufgeführten Kriterien zu 
beurteilen; insbesondere ist Folgendem 
Rechnung zu tragen: 

  unverändert 

3.1. dem Ausmaß der Auswirkungen (geo-
graphisches Gebiet und betroffene Bevölke-
rung), 

  

3.2. dem etwaigen grenzüberschreitenden 
Charakter der Auswirkungen, 

  

3.3. der Schwere und der Komplexität der 
Auswirkungen, 

  

3.4. der Wahrscheinlichkeit von Auswirkun-
gen, 

  

3.5. der Dauer, Häufigkeit und Reversibilität 
der Auswirkungen. 
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Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

Artikel 3 
Änderung des Landeswasser-

gesetzes 

 
Artikel 3 

Änderung des Landeswasser-
gesetzes 

Das Landeswassergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Juni 2000 
(GVOBl. Schl.-H. S. 490), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 4. Februar 2001 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 14, ber. S. 550) wird wie folgt 
geändert: 

 Das Landeswassergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Juni 2000 
(GVOBl. Schl.-H. S. 490), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 4. Februar 2001 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 14, ber. S. 550) wird wie folgt 
geändert: 

   

1. In § 10 wird folgender Absatz 3 angefügt:  1.  unverändert 

„Die Erlaubnis und die gehobene Erlaub-
nis können für ein Vorhaben, für das ge-
mäß §§ 3 und 4 des Landes-UVP-
Gesetzes (GVOBl. Schl.-H...............) ei-
ne Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, 
nur in einem Verfahren erteilt werden, 
das den dort genannten Anforderungen 
entspricht.“ 

  

   

2. In § 11 wird folgender Satz 2 angefügt:  2.  unverändert 

„Die Bewilligung kann für ein Vorhaben, 
für das gemäß §§ 3 und 4 des Landes-
UVP-Gesetzes eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht, nur in einem Ver-
fahren erteilt werden, das den dort ge-
nannten Anforderungen entspricht.“ 

  

   

3. In § 35 Abs. 1 wird folgender Satz 5 an-
gefügt: 

 3. In § 35 Abs. 1 wird folgender Satz 5 an-
gefügt: 

„Die Planfeststellung oder Genehmigung 
kann für ein Vorhaben, für das gemäß 
§§ 3 und 4 Landes-UVP-Gesetzes eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, 
nur in einem Verfahren erteilt werden, 
das den dort genannten Anforderungen 
entspricht.“ 

 „Die Genehmigung kann für ein Vorha-
ben, für das gemäß §§ 3 und 4 Landes-
UVP-Gesetzes eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht, nur in einem Ver-
fahren erteilt werden, das den dort ge-
nannten Anforderungen entspricht.“ 
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4. In § 52 wird folgender Satz angefügt:   (entfällt) 

„Eine Ausbaumaßnahme, für die gemäß 
§§ 3 und 4 des Landes-UVP-Gesetzes 
eine Verpflichtung zur Durchführung ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung be-
steht, kann nur in einem Verfahren zuge-
lassen werden, das den dort genannten 
Anforderungen entspricht.“ 

  

   

5. § 68 wird wie folgt gefasst:  4. § 68 erhält folgende Fassung: 

„§ 68 
Bau von Deichen, Dämmen, 

Sperrwerken 

 
„§ 68 

Bau von Deichen, Dämmen, 
Sperrwerken 

(1) Das Errichten, Beseitigen, Verstärken 
oder wesentliche Umgestalten von Dei-
chen, Dämmen und Sperrwerken in oder 
an Küstengewässern, die dem Schutz 
gegen Sturmfluten oder in anderer Weise 
dem Küstenschutz dienen, bedarf der 
Planfeststellung. Das Planfeststellungs-
verfahren für Vorhaben nach Satz 1, für 
die gemäß Anlage 1 eine Verpflichtung 
zur Umweltverträglichkeitsprüfung be-
steht, muss den dort genannten Anforde-
rungen entsprechen. 

 (1) Das Errichten, Beseitigen, Verstärken 
oder wesentliche Umgestalten von Dei-
chen, Dämmen und Sperrwerken in oder 
an Küstengewässern, die dem Schutz 
gegen Sturmfluten oder in anderer Weise 
dem Küstenschutz dienen, bedarf der 
Planfeststellung.  

(2) Die Verstärkung oder Umgestaltung 
von Deichen, Dämmen oder Sperrwer-
ken kann ohne Durchführung eines Plan-
feststellungsverfahrens genehmigt wer-
den, wenn  

 (2) unverändert 

1. es sich um eine Verstärkung oder 
Umgestaltung innerhalb des bereits 
bestehenden Deiches einschließlich 
des Zubehörs handelt, 

  

2. das Vorhaben von geringer Bedeu-
tung ist und 

  

3. gemäß §§ 3, 6 und 7 des Landes-
UVP-Gesetzes keine Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung besteht.“ 

  

   

6. § 77 wird wie folgt gefasst:  5. § 77 erhält folgende Fassung: 
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„§ 77 
Genehmigungspflicht für Anla-

gen an der Küste 

 
„§ 77 

Genehmigungspflicht für Anla-
gen an der Küste 

Die Errichtung, Beseitigung oder wesent-
liche Änderung von Küstenschutzanla-
gen wie Lahnungen, Buhnen, Mauern, 
Deckwerken, Sielen, Schleusen oder 
Dämmen und sonstigen Anlagen an der 
Küste wie Brücken, Treppen, Stege, 
Pfahlwerke, Zäune, Rohrund Kabellei-
tungen oder Wege sowie Vorhaben zur 
Landgewinnung am Meer bedürfen der 
Genehmigung der zuständigen Geneh-
migungsbehörde. Die Genehmigung 
kann für Vorhaben nach Satz 1, für die 
nach Anlage 1 eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht, nur in einem Ver-
fahren erteilt werden, das den Anforde-
rungen des Landes-UVP-Gesetzes ent-
spricht. Die Genehmigung ist zu versa-
gen, wenn von Anlagen nach Satz 1 und 
den Vorhaben zur Landgewinnung am 
Meer eine Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit, insbesondere der Be-
lange des Küstenschutzes, des Natur-
schutzes oder der öffentlichen Sicherheit 
zu erwarten ist, die nicht durch Auflagen 
verhütet oder ausgeglichen werden kann. 
Genehmigungspflichten anderer Rechts-
vorschriften bleiben unberührt.“ 

 Die Errichtung, Beseitigung oder wesent-
liche Änderung von Küstenschutzanla-
gen wie Lahnungen, Buhnen, Mauern, 
Deckwerken, Sielen, Schleusen oder 
Dämmen und sonstigen Anlagen an der 
Küste wie Brücken, Treppen, Stege, 
Pfahlwerke, Zäune, Rohrund Kabellei-
tungen oder Wege sowie Vorhaben zur 
Landgewinnung am Meer bedürfen der 
Genehmigung der unteren Küsten-
schutzbehörde. Die Genehmigung kann 
für Vorhaben nach Satz 1, für die nach 
Anlage 1 eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung besteht, nur in einem Verfahren er-
teilt werden, das den Anforderungen des 
Landes-UVP-Gesetzes entspricht. Die 
Genehmigung ist zu versagen, wenn von 
Anlagen nach Satz 1 und den Vorhaben 
zur Landgewinnung am Meer eine Beein-
trächtigung des Wohls der Allgemeinheit, 
insbesondere der Belange des Küsten-
schutzes, des Naturschutzes oder der öf-
fentlichen Sicherheit zu erwarten ist, die 
nicht durch Auflagen verhütet oder aus-
geglichen werden kann. Genehmigungs-
pflichten anderer Rechtsvorschriften 
bleiben unberührt.“ 

   

7. § 107 wird wie folgt geändert:  6. § 107 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Nr. 1 werden nach den Wor-
ten „und 19c WHG“ die Worte „sowie 
nach § 20 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (Vorhaben 
nach 19.3 und 19.8 der Anlage 1) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. 
September 2001 (BGBl. I S: 2350), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 Abs. 9 des 
Gesetzes vom 25. März 2002 (BGBl. I S. 
1193)“ eingefügt. 

 In Absatz 1 Nr. 1 werden nach den Wor-
ten „und 19 c WHG“ die Worte „sowie 
nach § 20 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (Vorhaben 
nach 19.3 und 19.8 der Anlage 1) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. 
September 2001 (BGBl. I S: 2350), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 18. Juni 2002 (BGBl. I S. 
1914),“ eingefügt. 

   

8. § 108 wird wie folgt geändert:  7.  unverändert 

In Nummer 2 Buchst. b werden nach den 
Worten „alle übrigen Aufgaben“ die Wor-
te „und Entscheidungen nach § 20 des 
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Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (Vorhaben nach 19.3, 19.8 
und 19.9 der Anlage 1), soweit nicht die 
obere Wasserbehörde zuständig ist“ ein-
gefügt. 

   

9. In § 111 a wird folgende Nummer 9 an-
gefügt: 

 8.  unverändert 

„9. die Verpflichtung zur Mitteilung von 
Daten und Emissionen, ihrer Art, 
Menge, zeitlichen Verteilung, Aufbe-
reitung und der bei der Ermittlung zu 
beachtenden Verfahren sowie über 
Inhalt, Form, Umfang und Zeitpunkt 
der Abgabe der Mitteilung. Verpflich-
tet werden können Gewässereigen-
tümerinnen und -eigentümer, Gewäs-
serbenutzerinnen und -benutzer, Indi-
rekteinleiterinnen und Indirekteinlei-
ter, Betreiberinnen und Betreiber von 
Anlagen und Träger wasserwirt-
schaftlicher Vorhaben sowie deren 
Verbände und Interessenvertretun-
gen.“ 

  

   

10. Im Zwölften Teil wird folgender Abschnitt 
II eingefügt: 

 9. Im Zwölften Teil wird folgender Abschnitt 
II eingefügt: 

„Koordiniertes Verfahren“ (Fußnote zu 
Abschnitt II) 

*Dieser Abschnitt dient der Umsetzung 
der Richtlinie 96/61 EG des Rates vom 
24. September 1996 über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Um-
weltverschmutzung (Amtsblatt der EG 
Nr. L 257/26).“ 

 „Koordiniertes Verfahren“ (Fußnote zu 
Abschnitt II) 

*Dieser Abschnitt dient der Umsetzung 
der Richtlinie 96/61 EG des Rates vom 
24. September 1996 über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Um-
weltverschmutzung (Amtsblatt der EG 
Nr. L 257/26).“ 

   

„§ 118 a 
Koordinierung der Verfahren 

 
„§ 118 a 

Koordinierung der Verfahren 

Ist mit der Errichtung und dem Betrieb 
oder mit der wesentlichen Änderung ei-
ner Anlage, die nach Spalte 1 des An-
hangs zur Vierten Verordnung zur Durch-
führung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. März 
1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt geändert 

 Ist mit der Errichtung und dem Betrieb 
oder mit der wesentlichen Änderung ei-
ner Anlage, die nach Spalte 1 des An-
hangs zur Vierten Verordnung zur Durch-
führung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. März 
1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt geändert 
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durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Ju-
li 2001 (BGBl. I. S. 1950) genehmi-
gungsbedürftig ist, eine Gewässerbenut-
zung nach § 3 Abs. 1 Nr. 4, 4a, 5 oder 
Abs. 2 Nr. 2 des Wasserhaushaltsgeset-
zes oder eine Indirekteinleitung nach 
§ 33 verbunden, darf eine Erlaubnis oder 
Genehmigung für die Indirekteinleitung 
nur erteilt werden, wenn auch die in die-
sem Abschnitt geregelten Anforderungen 
eingehalten werden. Es ist sicherzustel-
len, dass eine vollständige Koordinierung 
der Zulassungsverfahren sowie der In-
halts- und Nebenbestimmungen für das 
Vorhaben insgesamt durchgeführt wird. 

durch Artikel 2 der Verordnung vom 6. 
Mai 2002 BGBl. I S. 1566), genehmi-
gungsbedürftig ist, eine Gewässerbenut-
zung nach § 3 Abs. 1 Nr. 4, 4a, 5 oder 
Abs. 2 Nr. 2 des Wasserhaushaltsgeset-
zes oder eine Indirekteinleitung nach 
§ 33 verbunden, darf eine Erlaubnis oder 
Genehmigung für die Indirekteinleitung 
nur erteilt werden, wenn auch die in die-
sem Abschnitt geregelten Anforderungen 
eingehalten werden. Es ist sicherzustel-
len, dass eine vollständige Koordinierung 
der Zulassungsverfahren sowie der In-
halts- und Nebenbestimmungen für das 
Vorhaben insgesamt durchgeführt wird. 

   

§ 118 b 
Antragsunterlagen 

 
§ 118 b 

Antragsunterlagen 

Dem Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
oder einer Genehmigung sind von der 
Antragstellerin oder dem Antragsteller 
Pläne, Berechnungen und Beschreibun-
gen mindestens zu folgenden Gegens-
tänden beizufügen: 

  unverändert 

1. Art, Herkunft, Menge und stoffliche 
Belastung des Abwassers sowie 
Feststellung der Auswirkungen der 
Emissionen auf die Gewässer, 

  

2. Roh- und Hilfsstoffe sowie sonstige 
Stoffe, die in der Produktion verwen-
det oder erzeugt werden, 

  

3. Ort des Abwasseranfalls und Zu-
sammenführung von Abwasserströ-
men, 

  

4. Maßnahmen zur Schadstoffrückhal-
tung des Schmutzwassers und des 
auf dem Anlagengelände anfallenden 
Niederschlagswassers, 

  

5. vorgesehene Maßnahmen zur Über-
wachung der Emissionen in die Um-
welt, 

  

6. mögliche erhebliche nachteilige Aus-
wirkungen der Gewässerbenutzung 
oder der Indirekteinleitung in einem 
anderen Staat. 
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Bei den Beschreibungen nach Satz 1 
kann auf solche Angaben verzichtet wer-
den, die für die beantragte Gewässerbe-
nutzung offensichtlich ohne Belang ist. 
Dem Antrag ist ferner ein Erläuterungs-
bericht beizufügen, der eine nicht techni-
sche Zusammenfassung der in Satz 1 
genannten Angaben enthält. 

  

   

§ 118 c 
Mindestinhalt der Erlaubnis 

oder Genehmigung 

 
§ 118 c 

Mindestinhalt der Erlaubnis 
oder Genehmigung 

Die Erlaubnis oder die Genehmigung hat 
mindestens Regelungen zu enthalten 
über  

  unverändert 

1. die Verpflichtung der Anlagenbetrei-
berin oder des Anlagenbetreibers zur 
Überwachung der Gewässerbenut-
zung und der Indirekteinleitung, 

  

2. die Methode und die Häufigkeit von 
Messungen sowie das Bewertungs-
verfahren, 

  

3. die Vorlage von Daten für die Über-
prüfung der Einhaltung von Auflagen. 

  

Die in Satz 1 geregelten Mindestinhalte 
sind unter Berücksichtigung der Rege-
lungen über die Selbstüberwachung fest-
zulegen. 

  

   

§ 118 d 
Überwachung und Überprü-
fung der Erlaubnis und Ge-

nehmigung 

 
§ 118 d 

Überwachung und Überprü-
fung der Erlaubnis und Ge-

nehmigung 

Die Wasserbehörden haben die Erlaub-
nis und die Genehmigung nach § 118 a 
regelmäßig zu überprüfen und soweit er-
forderlich anzupassen. Eine Überprüfung 
aus besonderem Anlass ist notwendig, 
wenn 

  unverändert 

1. Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
der Schutz der Gewässer nicht aus-
reichend gewährleistet ist und des-
halb die festgelegten Begrenzungen 
der Emissionen überprüft oder neu 
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festgesetzt werden müssen, 

2. wesentliche Veränderungen des 
Standes der Technik eine erhebliche 
Verminderung der Emissionen er-
möglichen, 

  

3. eine Verbesserung der Betriebssi-
cherheit erforderlich ist, insbesondere 
durch die Anwendung anderer Tech-
niken oder 

  

4. Rechtsvorschriften dies fordern.   

   

§ 118 e 
Öffentlichkeitsbeteiligung und 

Zugang zu Informationen 

 
§ 118 e 

Öffentlichkeitsbeteiligung und 
Zugang zu Informationen 

Vor der Entscheidung über die Erlaubnis 
oder Genehmigung nach § 118 a hört die 
Wasserbehörde die Öffentlichkeit an. 
Dazu werden der Antrag und die An-
tragsunterlagen nach § 118 b bekannt 
gemacht. Das Anhörungsverfahren muss 
den Anforderungen des § 140 Abs. 3 bis 
7 des Landesverwaltungsgesetzes ent-
sprechen. Die Anhörung kann entfallen, 
soweit ein förmliches Zulassungsverfah-
ren nach § 119 Abs. 1 durchzuführen ist 
oder eine Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
§ 13 des Landes-UVP-Gesetzes (GVOBl. 
Schl.-H. S. ) erfolgt. In diesem Fall ist bei 
der Bekanntgabe darauf hinzuweisen, 
dass es sich um eine Anlage handelt, die 
den §§ 118 a bis 118 g dieses Gesetzes 
unterfällt.“ 

  unverändert 

   

§ 118 f 
Grenzüberschreitende Behör-
den- und Öffentlichkeitsbeteili-

gung 

 
§ 118 f 

Grenzüberschreitende Behör-
den- und Öffentlichkeitsbeteili-

gung 

(1) Sofern eine Gewässerbenutzung oder 
eine Indirekteinleitung nach § 118 a er-
heblich nachteilige Auswirkungen in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union haben kann oder ein Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union, der 
möglicherweise davon erheblich berührt 
wird, ein entsprechendes Ersuchen stellt, 
so werden die von dem anderen Staat 

  unverändert 
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benannten Behörden spätestens mit der 
Öffentlichkeitsbeteiligung unterrichtet. 
Für den Umfang der Unterrichtung gilt 
§ 118 e entsprechend. 

(2) Die Wasserbehörde gibt den zustän-
digen Behörden des anderen Mitglied-
staates der Europäischen Union Gele-
genheit, innerhalb angemessener Frist 
Stellungnahmen abzugeben. Sie über-
mittelt diesen Behörden die Entschei-
dung über den Antrag einschließlich der 
Begründung. 

  

(3) Wenn der andere Mitgliedstaat die zu 
beteiligenden Behörden nicht benannt 
hat, ist die oberste für Umweltangele-
genheiten zuständige Behörde des ande-
ren Mitgliedstaates der Europäischen U-
nion zu unterrichten. Die Unterrichtung 
wird durch die oberste Wasserbehörde 
vorgenommen. 

  

(4) Die Wasserbehörde kann verlangen, 
dass ihr der Träger des Vorhabens eine 
Übersetzung des Antrags und der An-
tragsunterlagen nach § 118 b zur Verfü-
gung stellt. 

  

(5) Die grenzüberschreitende Behörden- 
und Öffentlichkeitsbeteiligung nach den 
Absätzen 1 bis 4 entfällt, wenn diese be-
reits aufgrund einer Umweltverträglich-
keitsprüfung durchzuführen ist. 

  

   

§ 118 g 
Vorhandene Benutzungen und 

Indirekteinleitungen 

 
§ 118 g 

Vorhandene Benutzungen und 
Indirekteinleitungen 

Bis spätestens zum 30. Oktober 2007 
müssen vorhandene Einleitungen von 
Abwasser den Anforderungen nach § 7 a 
Abs. 1 Satz 3 des Wasserhaushaltsge-
setzes und vorhandene Indirekteinleitun-
gen von Abwasser den Anforderungen 
nach § 7 a Abs. 1 Satz 4 des Wasser-
haushaltsgesetzes entsprechen, soweit 
sie diesem Abschnitt unterfallen.“ 

  unverändert 

   

11. Die bisherigen Abschnitte II bis IV wer-
den Abschnitte III bis V. 

 10.  unverändert 
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  11. In § 125 Abs. 2 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

  „Eine Planfeststellung oder eine Plan-
genehmigung kann für ein Vorhaben, 
für das gemäß §§ 3 und 4 des Lan-
desgesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (Landes-UVP-Gesetz) 
vom .......................... (GVOBl. Schl.-H. 
S. .....) eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung besteht, nur in einem Verfah-
ren erteilt werden, das den Anforde-
rungen des Landes-UVP-Gesetzes 
entspricht.“ 

   

12. § 137 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 12.  unverändert 

„Das Ministerium für Wirtschaft, Techno-
logie und Verkehr kann in der Verord-
nung nach Absatz 1 Satz 1 andere Be-
hörden ermächtigen, Anordnungen zur 
Wahrung der in Absatz 1 Nr. 1 bis 5 ge-
nannten Belange zu erlassen, die an be-
stimmte Personen oder einen bestimm-
ten Personenkreis gerichtet sind und ein 
Gebot oder Verbot enthalten.“ 

  

   

13. § 139 wird wie folgt geändert:  13. § 139 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des § 139 wird wie 
folgt gefasst: 

 a)  unverändert 

„Zulassung von Häfen und Anlagen, 
Konzessionierung von Seeverkehrs-
leistungen“ 

  

b) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.  b)  unverändert 

c) Folgender neuer Absatz 3 wird einge-
fügt: 

 c)  unverändert 

„(3) Für Vorhaben, die in der Anlage 
1 zum Landes-UVP-Gesetz aufge-
führt, ist eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchzuführen, die den dort 
genannten Anforderungen ent-
spricht.“ 

  

d) Folgender neuer Absatz 4 wird einge-  d) Folgender neuer Absatz 4 wird einge-



Drucksache 15/2633 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode 

 

 - 98 - 

fügt: fügt: 

„(4) Seeverkehrsdienstleistungen im 
Verkehr mit Inseln und Halligen be-
dürfen einer Genehmigung der nach 
§ 142 zuständigen Verkehrsbehörde 
(Genehmigungsbehörde), wenn dies 
zur Sicherstellung der ganzjährigen, 
angemessenen Versorgung der In-
seln und Halligen erforderlich ist. 
Werden für einen gemeinwirtschaftli-
chen Linienverkehr Ausgleichszah-
lungen gefordert, kann die Genehmi-
gungsbehörde verschiedene Linien-
verkehre durch Netzbildung zusam-
menfassen. Vor der Netzbildung sind 
die betroffenen Unternehmen zu hö-
ren. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn das Schifffahrtsunternehmen 
die Voraussetzungen nach Satz 1 er-
füllt.“ 

 „(4) Seeverkehrsdienstleistungen im 
Verkehr mit Inseln und Halligen be-
dürfen einer Genehmigung der nach 
§ 142 zuständigen Verkehrsbehörde 
(Genehmigungsbehörde), wenn dies 
zur Sicherstellung der ganzjährigen, 
angemessenen Versorgung der In-
seln und Halligen erforderlich ist. 
Werden für einen gemeinwirtschaftli-
chen Linienverkehr Ausgleichszah-
lungen gefordert, kann die Genehmi-
gungsbehörde verschiedene Linien-
verkehre durch Netzbildung zusam-
menfassen. Vor der Netzbildung sind 
die betroffenen Unternehmen und 
die Gemeinden zu hören. Die Ge-
nehmigung ist zu erteilen, wenn das 
Schifffahrtsunternehmen die Voraus-
setzungen nach Satz 1 erfüllt.“ 

e) Der bisherige Absatz 3 wird neuer 
Absatz 5. 

 e)  unverändert 

   

14. § 141 Satz 1 wird wie folgt geändert:  14.  unverändert 

Nach dem Wort „Häfen“ werden die Wor-
te „,soweit sie vom Land betrieben wer-
den,“ eingefügt. 

  

   

15. § 144 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  15. § 144 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung:  a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. des § 4 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 4 und 
5, § 5 Abs. 1, § 19, der §§ 32, 34, 
des § 111a Nr. 9, oder“ 

 „1. des § 4 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 4 und 
5, § 5 Abs. 1, § 19, der §§ 32, 34, 
der §§ 85 a, 85 b, des § 111a 
Nr. 9, oder“ 

b) Nummer 2 erhält folgende Fassung:  b)  unverändert 

„2. des § 137 Abs. 1, § 140 Abs. 5 
Satz 2 oder § 141 Abs. 1.“ 
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Artikel 4 
Änderung des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes 

Schleswig-Holstein 

 
Artikel 4 

Änderung des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes 

Schleswig-Holstein 

§ 40 des Straßen- und Wegesetzes Schles-
wig-Holstein in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. April 1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 
413), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. Januar 1998 (GVOBl. Schl.-H. S. 
37) wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

   

1. Absatz 2 erhält folgende Fassung:   

„(2) Für den Bau oder die Änderung von 
Kreis- und Gemeindestraßen sowie von 
sonstigen öffentlichen Straßen ist ein 
Planfeststellungsverfahren durchzufüh-
ren, wenn ein Enteigungsverfahren not-
wendig ist oder entsprechend den Vor-
aussetzungen der Anlage 1 zu § 3 des 
Landes-UVP-Gesetzes (GVOBl. Schl.-H. 
...) eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen ist. Im Übrigen ist auf An-
trag des Straßenbaulastträgers die Plan-
feststellung zulässig.“ 

  

   

2. Absatz 3 Nr. 3 erhält folgende Fassung:   

„3. es sich um ein Vorhaben handelt, für 
das nach der Anlage 1 zu § 3 des 
Landes-UVP-Gesetzes eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung durchzuführen 
ist.“ 

  

   

3. Absatz 7 wird gestrichen. Der bisherige 
Absatz 8 wird neuer Absatz 7.“ 

  

   

Artikel 5 
Änderung des Landeseisen-

bahngesetzes 

 
Artikel 5 

Änderung des Landeseisen-
bahngesetzes 

§ 12 des Landeseisenbahngesetzes vom 25. 
Juni 1995 (GVOBl. Schl.-H. S. 266), Zustän-
digkeiten und Ressortbezeichnungen ersetzt 
durch Verordnung vom 24. Oktober 1996 
(GVOBl. Schl.-H. S. 652), wird wie folgt ge-

  unverändert 
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ändert: 

In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:   

„Für Vorhaben, die in Anlage 1 des Landes-
UVP-Gesetzes (GVOBl. Schl. – H...) aufge-
führt sind, ist eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen, die den dort genannten 
Anforderungen entspricht.“ 

  

   

Artikel 6 
Änderung des Landeswaldge-

setzes 

 
Artikel 6 

Änderung des Landeswaldge-
setzes 

Das Landeswaldgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. August 1994 
(GVOBl. Schl.-H. S. 438), Zuständigkeiten 
und Ressortbezeichnungen ersetzt durch 
Verordnung vom 24. Oktober 1996 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 652) wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

   

1. In § 12 Abs. 1 folgender Satz 2 einge-
fügt: 

  

„Die Genehmigung kann für Vorhaben, 
die in Anlage 1 des Landes-UVP-Ge-
setzes (GVOBl. Schl.-H....) aufgeführt 
sind, nur in einem Verfahren erteilt wer-
den, das den dort genannten Anforde-
rungen entspricht.“ 

  

   

2. § 17 wird wie folgt geändert:   

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 3 
eingefügt: 

  

„Die Genehmigung kann für Vorha-
ben, die in Anlage 1 des Landes-
UVP-Gesetzes aufgeführt sind, nur in 
einem Verfahren erteilt werden, das 
den Anforderungen des Landes-UVP-
Gesetzes entspricht.“ 

  

b) In Absatz 2 Nr. 3 werden nach dem 
Wort „Erstaufforstung“ die Worte „zu 
erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen führen oder“ eingefügt. 
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Artikel 7 
Bekanntmachung des gelten-

den Wortlautes 

 
Artikel 7 

Bekanntmachung des gelten-
den Wortlautes 

Das Ministerium für Umwelt, Natur und Fors-
ten wird ermächtigt, den Wortlaut des Lan-
desnaturschutzgesetzes und des Landes-
wassergesetzes in der geltenden Fassung 
bekannt zu machen und dabei die Paragra-
fenbezeichnungen zu ändern, Unstimmigkei-
ten des Wortlautes zu beseitigen sowie eine 
geschlechtergerechte Sprachform zu ver-
wenden. 

 Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Landwirtschaft wird ermächtigt, den 
Wortlaut des Landesnaturschutzgesetzes 
und des Landeswassergesetzes in der gel-
tenden Fassung bekannt zu machen und 
dabei die Paragrafenbezeichnungen zu än-
dern, Unstimmigkeiten des Wortlautes zu 
beseitigen sowie eine geschlechtergerechte 
Sprachform zu verwenden. 

   

Artikel 8 
Inkrafttreten, Außerkraftkreten 

 
Artikel 8 

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-
Treten 

Dieses Gesetz tritt am ................ in Kraft. 
Gleichzeitig treten die Landesverordnung 
über die federführende Behörde nach § 14 
des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung vom 15. Januar 1991 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 67), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 2. Dezember 1997 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 478) und die Landesverordnung 
über die Übertragung von Zuständigkeiten 
nach dem Landesnaturschutzgesetz vom 8. 
November 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 597) 
außer Kraft. 

  unverändert 

 


